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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2020/1158 DER KOMMISSION 

vom 5. August 2020 

über die Einfuhrbedingungen für Lebens- und Futtermittel mit Ursprung in Drittländern nach dem 
Unfall im Kernkraftwerk Tschernobyl 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur 
Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen 
Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (1), insbesondere auf 
Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche 
Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und 
der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, 
(EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen 
(EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 
2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) 
Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 
91/496/EWG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates (Verordnung 
über amtliche Kontrollen) (2), insbesondere auf Artikel 54 Absatz 4 Unterabsatz 1 Buchstabe b und Artikel 90 Absatz 1 
Buchstaben a, c und f, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 733/2008 des Rates (3) wurden Höchstwerte für Radioaktivität in bestimmten 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen mit Ursprung in Drittländern festgelegt. Darin wurde ferner festgelegt, dass die 
Mitgliedstaaten verpflichtet sind, diese Erzeugnisse vor ihrer Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr zu 
kontrollieren, damit sie den in der genannten Verordnung festgelegten Radioaktivitätswerten entsprechen. Ihre 
Geltungsdauer endete am 31. März 2020. Da sich die Empfehlung 2003/274/Euratom der Kommission (4) auf die 
in der genannten Verordnung des Rates festgelegten Höchstwerte für Radioaktivität bezieht, sollte sie dahingehend 
geändert werden, dass auf die in der vorliegenden Verordnung festgelegten Höchstwerte Bezug genommen wird. 

(2) Nach dem Unfall im Kernkraftwerk Tschernobyl am 26. April 1986 wurden erhebliche Mengen radioaktiver 
Elemente in die Atmosphäre freigesetzt, wovon zahlreiche Drittländer betroffen waren. Diese Kontamination kann 
nach wie vor eine Gefahr für die Gesundheit von Mensch und Tier in der Union darstellen, weshalb es angemessen 
ist, dass auf Unionsebene Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit von Lebens- und Futtermitteln zu 
Verfügung stehen, deren Ursprung oder Herkunft diese Drittländer sind. 

(1) ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1. 
(2) ABl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1. 
(3) Verordnung (EG) Nr. 733/2008 des Rates vom 15. Juli 2008 über die Einfuhrbedingungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse mit 

Ursprung in Drittländern nach dem Unfall im Kernkraftwerk Tschernobyl (ABl. L 201 vom 30.7.2008, S. 1). 
(4) Empfehlung 2003/274/Euratom der Kommission über den Schutz und die Unterrichtung der Bevölkerung in Bezug auf die Exposition 

durch die anhaltende Kontaminbestimmtervorkommender Nahrungsmittel mit radioaktivem Cäsium als Folge des Unfalls im 
Kernkraftwerk Tschernobyl (ABl. L 99 vom 17.4.2003, S. 55). 
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(3) Artikel 53 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 sieht die Möglichkeit vor, bestimmte Maßnahmen der Union 
in Bezug auf aus einem Drittland eingeführte Lebens- und Futtermittel zu erlassen, wenn davon auszugehen ist, dass 
diese Lebens- oder Futtermittel wahrscheinlich ein ernstes Risiko für die Gesundheit von Mensch und Tier oder die 
Umwelt darstellen und dass diesem Risiko durch Maßnahmen der betreffenden Mitgliedstaaten nicht auf zufriedens­
tellende Weise begegnet werden kann. Im Einklang mit der nach dem Unfall im Kernkraftwerk Fukushima mit der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 297/2011 der Kommission (5) eingeführten Praxis, solche Maßnahmen auf 
Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 zu stützen, schlägt die Kommission 
vor, auf der Grundlage dieser Bestimmung Folgemaßnahmen einzuführen. 

(4) In ihren Stellungnahmen vom 15. November 2018 (6) und vom 13. Juni 2019 (7) bestätigte die in Artikel 31 
Euratom-Vertrag genannte Sachverständigengruppe, dass die derzeit geltenden Höchstwerte für Radioaktivität in 
Form von radioaktivem Cäsium von 370 Bq/kg für Milch, Milcherzeugnisse und „Nahrungsmittel für Säuglinge“ 
und 600 Bq/kg für alle anderen Erzeugnisse ein angemessenes Schutzniveau bieten. Da sich der Begriff 
„Lebensmittel für Säuglinge“ in den Stellungnahmen der Sachverständigengruppe auf Lebensmittel für Kinder bis zu 
drei Jahren bezieht, ist es angezeigt, den Begriff „Lebensmittel für Säuglinge und Kleinkinder“ gemäß den Begriffsbe­
stimmungen für Säuglinge und Kleinkinder in Artikel 2 Nummer 2 Buchstaben a und b der Verordnung (EU) 
Nr. 609/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (8) zu verwenden. Bei den anderen Erzeugnissen, für die 
der Höchstgehalt von 600 Bq/kg gilt, handelt es sich um andere Lebensmittel als solche für Säuglinge und 
Kleinkinder, einschließlich Lebensmitteln von geringerer Bedeutung, und Futtermittel im Sinne von Artikel 1 der 
Verordnung (Euratom) 2016/52 des Rates (9). 

(5) Bestimmte Erzeugnisse aus Drittländern, die von dem Unfall von Tschernobyl betroffen sind, weisen noch immer 
eine Kontamination mit radioaktivem Cäsium auf, die die oben genannten Höchstwerte überschreitet. Die 
Ergebnisse der letzten Jahre belegen, dass die Kontamination mit Cäsium-137 nach dem Unfall von Tschernobyl bei 
einer Reihe von Erzeugnissen, die von Arten stammen, die in Wäldern und bewaldeten Gebieten leben und 
wachsen, nach wie vor hoch ist. Dies hängt mit den anhaltenden signifikanten Werten von radioaktivem Cäsium in 
diesem Ökosystem und seiner physikalischen Halbwertszeit von 30 Jahren zusammen. 

(6) Da das Radionuklid Cäsium-134 mit einer physikalischen Halbwertszeit von etwa 2 Jahren seit dem Unfall von 
Tschernobyl vollständig zerfallen ist, sollte nur für Cäsium-137 ein Höchstwert festgelegt werden, denn die 
Untersuchung auf Cäsium-134 stellt einen zusätzlichen Analyseaufwand dar. 

(7) In den letzten 10 Jahren wurden Überschreitungen der Höchstwerte bei Sendungen von Pilzen, die aus mehreren 
Drittländern eingeführt wurden, an das Schnellwarnsystem für Lebens- und Futtermittel (RASFF) gemeldet. Darüber 
hinaus wurden in den vergangenen 10 Jahren dem RASFF einige Verstöße gegen die Höchstwerte bei Sendungen von 
Preiselbeeren, Heidelbeeren und anderen Früchten und Folgeprodukten der Art Vaccinium gemeldet; bei Wildfleisch 
gab es keine Verstoßmeldungen. 

(8) Daraus lässt sich schließen, dass aus bestimmten Drittländern eingeführte Lebens- und Futtermittel radioaktiv 
kontaminiert sein können; es besteht also die Wahrscheinlichkeit, dass von ihnen ein ernstes Risiko für die 
Gesundheit von Mensch und Tier oder für die Umwelt ausgeht, aufgrund dessen Maßnahmen auf Unionsebene 
erforderlich sind, bevor diese Erzeugnisse auf den Unionsmarkt gelangen. 

(5) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 297/2011 der Kommission vom 25. März 2011 zum Erlass von Sondervorschriften für die 
Einfuhr von Lebens- und Futtermitteln, deren Ursprung oder Herkunft Japan ist, nach dem Unfall im Kernkraftwerk Fukushima (ABl. 
L 80 vom 26.3.2011, S. 5). 

(6) Opinion of the Group of Experts referred to in Article 31 of the Euratom Treaty on the Prolongation of the latest Post-Chernobyl 
Regulation — Council Regulation 733/2008 amended by Council Regulation 1048/2009 (angenommen auf der Sitzung vom 
15. November 2018), abrufbar unter: 
https://ec.europa.eu/energy/sites/ener/files/opinion_on_prolongation_of_post-chernobyl_regulations_15_november_2018.pdf. 

(7) Opinion of the Group of Experts referred to in Article 31 of the Euratom Treaty on a draft proposal for an implementing regulation 
imposing conditions governing the import of food, minor food and feed originating in third countries following the accident at the 
Chernobyl nuclear power station (angenommen auf der Sitzung vom 13. Juni 2019), abrufbar unter: https://ec.europa.eu/energy/sites/ 
ener/files/opinion_on_implementing_regulation_on_post-chernobyl_measures_13_june_2019.pdf. 

(8) Verordnung (EU) Nr. 609/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juni 2013 über Lebensmittel für Säuglinge und 
Kleinkinder, Lebensmittel für besondere medizinische Zwecke und Tagesrationen für gewichtskontrollierende Ernährung und zur 
Aufhebung der Richtlinie 92/52/EWG des Rates, der Richtlinien 96/8/EG, 1999/21/EG, 2006/125/EG und 2006/141/EG der 
Kommission, der Richtlinie 2009/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnungen (EG) Nr. 41/2009 und 
(EG) Nr. 953/2009 des Rates und der Kommission (ABl. L 181 vom 29.6.2013, S. 35). 

(9) Verordnung (Euratom) 2016/52 des Rates vom 15. Januar 2016 zur Festlegung von Höchstwerten an Radioaktivität in Lebens- und 
Futtermitteln im Falle eines nuklearen Unfalls oder eines anderen radiologischen Notfalls und zur Aufhebung der Verordnung 
(Euratom) Nr. 3954/87 des Rates und der Verordnungen (Euratom) Nr. 944/89 und (Euratom) Nr. 770/90 der Kommission (ABl. L 13 
vom 20.1.2016, S. 2). 
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(9) In der Durchführungsverordnung (EG) Nr. 1635/2006 der Kommission (10) sind Durchführungsbestimmungen zu 
der Verordnung (EG) Nr. 733/2008 festgelegt. Danach sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, 
dass die zuständigen Behörden der von dem Unfall von Tschernobyl betroffenen Drittländer für bestimmte 
landwirtschaftliche Erzeugnisse Ausfuhrbescheinigungen ausstellen, aus denen hervorgeht, dass die von ihnen 
begleiteten Erzeugnisse die in der Verordnung (EG) Nr. 733/2008 festgelegten Höchstwerte einhalten. Die 
betroffenen Drittländer sind in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1635/2006 aufgeführt. 

(10) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1609/2000 der Kommission (11) wurde eine Liste der Erzeugnisse festgelegt, für die die 
Verordnung (EG) Nr. 733/2008 galt. 

(11) Mit der Verordnung (EU) 2017/625 werden die Vorschriften für amtliche Kontrollen von in die Union verbrachten 
Tieren und Waren zur Überprüfung der Einhaltung der Unionsvorschriften für die Lebensmittelkette in einem 
einheitlichen Rechtsrahmen zusammengefasst; darin ist auch festgelegt, dass bestimmte Warenkategorien aus 
bestimmten Drittländern vor ihrem Eingang in die Union an der Grenzkontrollstelle zur amtlichen Kontrolle zu 
stellen sind. 

(12) Zur Vereinfachung der Durchführung der amtlichen Kontrollen beim Eingang in die Union sollte für den Eingang in 
die Union von Lebens- und von Futtermitteln, die hierfür besonderen Bedingungen unterliegen, ein einheitliches 
Muster einer amtlichen Bescheinigung festgelegt werden. 

(13) Die amtlichen Bescheinigungen sollten auf Papier oder in elektronischer Form ausgestellt werden. Zusätzlich zu den 
Anforderungen in Titel II Kapitel VII der Verordnung (EU) 2017/625 sollten daher gemeinsame Anforderungen an 
die Ausstellung amtlicher Bescheinigungen in beiden Formen festgelegt werden. Hierzu ist in Artikel 90 Absatz 1 
Buchstabe f der genannten Verordnung vorgesehen, dass die Kommission Regeln für die Ausstellung elektronischer 
Bescheinigungen und für die Verwendung elektronischer Signaturen festlegt, auch im Zusammenhang mit den 
gemäß der genannten Verordnung ausgestellten amtlichen Bescheinigungen. Außerdem sollten Bestimmungen 
erlassen werden, um zu gewährleisten, dass die Anforderungen der Durchführungsverordnung (EU) 2019/628 der 
Kommission (12) an amtliche Bescheinigungen, die nicht über das Informationsmanagementsystem für amtliche 
Kontrollen (Information Management System for Official Controls — IMSOC) übermittelt werden, auch für 
amtliche Bescheinigungen gelten, die im Einklang mit der vorliegenden Verordnung ausgestellt werden. 

(14) Zur Vermeidung falscher und missbräuchlicher Verwendungen ist es wichtig festzulegen, in welchen Fällen eine 
Ersatzbescheinigung für eine amtliche Bescheinigung ausgestellt werden darf und welche Anforderungen diese 
erfüllen muss. Diese Fälle sind in der Durchführungsverordnung (EU) 2019/628 in Bezug auf gemäß der genannten 
Verordnung ausgestellte amtliche Bescheinigungen geregelt. Zur Gewährleistung einer kohärenten Vorgehensweise 
sollte für die Ausstellung von Ersatzbescheinigungen vorgesehen werden, dass im Einklang mit der vorliegenden 
Verordnung ausgestellte amtliche Bescheinigungen gemäß den in der Durchführungsverordnung (EU) 2019/628 
festgelegten Verfahren ersetzt werden. 

(15) Aufgrund der langanhaltenden Auswirkungen einer radioaktiven Kontamination ist es nicht angezeigt, die Liste der 
von dem Unfall von Tschernobyl betroffenen Drittländer zum gegenwärtigen Zeitpunkt zu ändern. Jedoch sollten 
Bulgarien und Rumänien, die inzwischen zu den Mitgliedstaaten gehören, nicht in dieser Liste aufgeführt werden. 
Liechtenstein und Norwegen, die zum Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) gehören und daher nicht den 
entsprechenden Kontrollen unterliegen, sollten ebenso wenig in dieser Liste aufgeführt werden. Diese Verordnung 
sollte spätestens bis zum 31. März 2030 hinsichtlich der Liste der betroffenen Drittländer überprüft werden. Parallel 
dazu kann eine länderspezifische Anpassung der Maßnahmen zu einem früheren Zeitpunkt erfolgen, wenn eine 
eingehendere Analyse des Kontaminationsgrads in dem betreffenden Land niedrigere Werte ergibt. 

(10) Verordnung (EG) Nr. 1635/2006 der Kommission vom 6. November 2006 zur Festlegung der Durchführungsbestimmungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 737/90 des Rates über die Einfuhrbedingungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ursprung in 
Drittländern nach dem Unfall im Kernkraftwerk Tschernobyl (ABl. L 306 vom 7.11.2006, S. 3). 

(11) Verordnung (EG) Nr. 1609/2000 der Kommission vom 24. Juli 2000 zur Festlegung einer Liste von Erzeugnissen, die von der 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 737/90 des Rates über die Einfuhrbedingungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse mit 
Ursprung in Drittländern nach dem Unfall im Kernkraftwerk Tschernobyl ausgenommen sind (ABl. L 185 vom 25.7.2000, S. 27). 

(12) Durchführungsverordnung (EU) 2019/628 der Kommission vom 8. April 2019 zu den Mustern amtlicher Bescheinigungen für 
bestimmte Tiere und Waren und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2074/2005 und der Durchführungsverordnung (EU) 2016/ 
759 in Bezug auf diese Musterbescheinigungen (ABl. L 131 vom 17.5.2019, S. 101). 
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(16) Das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland wurde mit der Durchführungsverordnung (EU) 2019/595 
der Kommission (13) ab dem Tag, der auf den Tag folgt, an dem die Anwendung des Unionsrechts auf das Vereinigte 
Königreich und in dessen Hoheitsgebiet endet, in die Liste der unter die Verordnung (EG) Nr. 733/2008 fallenden 
Länder aufgenommen. Die Verordnung (EG) Nr. 733/2008 wurde später in Anhang 2 des dem Austritts­
abkommen (14) beigefügten Protokolls zu Irland/Nordirland aufgenommen. Gemäß Artikel 6 Absatz 3 des Austritts­
abkommens schließt diese Bezugnahme auch die Verordnung (EG) Nr. 1635/2006 ein. Daraus folgt, dass das 
Vereinigte Königreich für die Zwecke der Anwendung der Verordnungen (EG) Nr. 1635/2006 und (EG) Nr. 733/ 
2008 in Verbindung mit der Verordnung (EU) 2019/595 sowie mit der Anwendung der vorliegenden Verordnung, 
die diese Rechtsakte ersetzt, die vorliegende Verordnung in Bezug auf Nordirland so anwenden muss, als wäre 
Nordirland ein Mitgliedstaat der Union. Nordirland sollte daher nicht in Anhang I der vorliegenden Verordnung 
aufgenommen werden, während das übrige Vereinigte Königreich in diesen Anhang aufgenommen werden sollte. 
Da diese Verordnung nur für Drittländer gilt, gilt die Aufnahme des Vereinigten Königreichs in den Anhang erst ab 
dem Zeitpunkt, zu dem das Unionsrecht gemäß dem Austrittsabkommen nicht mehr für das Vereinigte Königreich 
und dessen Hoheitsgebiet gilt. 

(17) Angesichts der Erfahrungen mit den derzeitigen Kontrollen und der geringen Zahl von Fällen, in denen die 
Höchstwerte überschritten werden, wird es als ausreichend erachtet, für alle Sendungen von Pilzen, ausgenommen 
Zuchtpilze, und von wild wachsenden Preiselbeeren, Heidelbeeren und anderen Früchten der Art Vaccinium und 
daraus gewonnenen Erzeugnissen, denen eine amtliche Bescheinigung beigefügt ist, Dokumentenprüfungen 
vorzuschreiben, die durch Nämlichkeitskontrollen und Warenuntersuchungen, einschließlich Laboranalysen auf 
radioaktives Cäsium, mit einer Häufigkeit von 20 % ergänzt werden. 

(18) Da die vorliegende Verordnung die Verordnungen (EG) Nr. 1609/2000 und (EG) Nr. 1635/2006 ersetzt, sollten diese 
aufgehoben werden. 

(19) Um einen reibungslosen Übergang zu den neuen Maßnahmen zu ermöglichen, sollte eine Übergangsmaßnahme für 
Sendungen vorgesehen werden, die von gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1635/2006 ausgestellten Bescheinigungen 
begleitet werden, sofern diese Bescheinigungen vor dem 1. September 2020 ausgestellt wurden. 

(20) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen 
Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für Lebensmittel, einschließlich Lebensmitteln von geringerer Bedeutung, und Futtermittel im 
Sinne des Artikels 1 der Verordnung (Euratom) 2016/52, deren Ursprung oder Herkunft in Anhang I der vorliegenden 
Verordnung aufgeführte Drittländer sind (im Folgenden „die Erzeugnisse“) und die für das Inverkehrbringen in der Union 
bestimmt sind. 

(2) Diese Verordnung gilt nicht für die folgenden Kategorien von Sendungen von Erzeugnissen, es sei denn, ihr 
Bruttogewicht übersteigt 10 kg frisches Erzeugnis oder 2 kg Trockenerzeugnis: 

a) Sendungen, die als Warenmuster, Laborproben oder Ausstellungsstücke versandt werden und nicht dazu bestimmt sind, 
in Verkehr gebracht zu werden; 

b) Sendungen, die im persönlichen Gepäck von Fahrgästen bzw. Passagieren für den eigenen Bedarf oder die eigene 
Verwendung mitgeführt werden; 

c) nicht kommerzielle Sendungen, die an natürliche Personen versandt werden und nicht dazu bestimmt sind, in Verkehr 
gebracht zu werden; 

d) Sendungen, die für wissenschaftliche Zwecke bestimmt sind. 

Bei Zweifeln bezüglich des Verwendungszwecks der in den Buchstaben b und c genannten Erzeugnisse liegt die Beweislast 
beim Eigentümer des persönlichen Gepäcks bzw. beim Empfänger der Sendung. 

(13) Durchführungsverordnung (EU) 2019/595 der Kommission vom 11. April 2019 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1635/2006 
zur Festlegung der Durchführungsbestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 737/90 des Rates aufgrund des Austritts des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Union (ABl. L 103 vom 12.4.2019, S. 22). 

(14) Abkommen über den Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union und der 
Europäischen Atomgemeinschaft (ABl. L 29 vom 31.1.2020, S. 7). 
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Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „Grenzkontrollstelle“ eine Grenzkontrollstelle im Sinne des Artikels 3 Nummer 38 der Verordnung (EU) 2017/625; 

2. „Sendung“ eine Sendung im Sinne des Artikels 3 Nummer 37 der Verordnung (EU) 2017/625. 

Artikel 3 

Bedingungen für den Eingang in die Union 

(1) Die Erzeugnisse dürfen nur in die Union eingeführt werden, wenn sie die Anforderungen dieser Verordnung erfüllen. 

(2) Die Erzeugnisse müssen den folgenden kumulierten Höchstwerten in Bezug auf die radioaktive Kontamination mit 
Cäsium-137 genügen: 

a) 370 Bq/kg für Milch und Milcherzeugnisse sowie für Nahrungsmittel für Säuglinge und Kleinkinder im Sinne von 
Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a und b der Verordnung (EU) Nr. 609/2013; 

b) 600 Bq/kg für alle anderen betroffenen Erzeugnisse. 

(3) Jede Sendung von Erzeugnissen, die in Anhang II unter Bezugnahme auf den entsprechenden Code der Kombinierten 
Nomenklatur aufgeführt sind und aus in Anhang I aufgeführten Drittländern stammen, muss von einer amtlichen 
Bescheinigung gemäß Artikel 4 begleitet sein. Jede Sendung wird mit einem Identifikationscode versehen, der gemäß 
Artikel 56 der Verordnung (EU) 2017/625 auf der amtlichen Bescheinigung und auf dem Gemeinsamen Gesundheits­
dokument für die Einfuhr (GGED) anzugeben ist. 

Artikel 4 

Amtliche Bescheinigung 

(1) Die amtliche Bescheinigung nach Artikel 3 Absatz 3 wird von der zuständigen Behörde des Ursprungsdrittlandes 
oder des Drittlandes, aus dem die Sendung versandt wird, falls dieses Land nicht mit dem Ursprungsland identisch ist, im 
Einklang mit dem Muster nach Anhang III ausgestellt. 

(2) Die amtliche Bescheinigung muss den folgenden Anforderungen genügen: 

a) Sie ist mit dem in Artikel 3 Absatz 3 genannten Identifikationscode der Sendung versehen, auf die sich die 
Bescheinigung bezieht; 

b) sie wird ausgestellt, bevor die Sendung, auf die sie sich bezieht, die Kontrolle der die Bescheinigung ausstellenden 
zuständigen Drittlandsbehörde verlässt; 

c) sie ist ab dem Datum der Ausstellung höchstens vier Monate gültig, in jedem Fall aber höchstens sechs Monate ab dem 
Datum der Ergebnisse der Laboranalysen gemäß Absatz 6. 

(3) Die amtliche Bescheinigung, die von der ausstellenden zuständigen Drittlandsbehörde nicht über das Informations­
managementsystem für amtliche Kontrollen (Information Management System for Official Controls — IMSOC) übermittelt 
wird, erfüllt auch die Anforderungen in Artikel 3 der Durchführungsverordnung (EU) 2019/628 an die Muster amtlicher 
Bescheinigungen, die nicht über das IMSOC übermittelt werden. 

(4) Die zuständigen Behörden dürfen eine Ersatzbescheinigung für eine amtliche Bescheinigung nur im Einklang mit 
Artikel 5 der Durchführungsverordnung (EU) 2019/628 der Kommission ausstellen. 

(5) Die amtliche Bescheinigung wird auf der Grundlage der Anweisungen in Anhang IV ausgefüllt. 

(6) In der amtlichen Bescheinigung wird bescheinigt, dass die Erzeugnisse die in Artikel 3 Absatz 2 festgelegten 
Höchstwerte einhalten. Die amtliche Bescheinigung wird von den Ergebnissen der Probenahmen und der Analysen 
begleitet, die von der zuständigen Behörde des Ursprungsdrittlandes oder des Landes, aus dem die Sendung versandt wird, 
falls dieses Land nicht mit dem Ursprungsland identisch ist, in Bezug auf diese Sendung durchgeführt wurden. 
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Artikel 5 

Amtliche Kontrollen beim Eingang in die Union 

(1) Sendungen von Erzeugnissen nach Artikel 3 Absatz 3 werden bei ihrem Eingang in die Union über eine 
Grenzkontrollstelle und an Kontrollstellen amtlichen Kontrollen unterzogen. 

(2) Die zuständigen Behörden der Grenzkontrollstelle führen bei diesen Sendungen Nämlichkeitskontrollen und 
Warenuntersuchungen, einschließlich einer Laboranalyse auf Cäsium-137, mit einer Häufigkeit von 20 % durch. 

Artikel 6 

Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr 

Die Zollbehörden erlauben die Überlassung einer Sendung von Erzeugnissen nach Artikel 3 Absatz 3 zum zollrechtlich 
freien Verkehr nur gegen Vorlage eines ordnungsgemäß ausgefüllten Gemeinsamen Gesundheitseingangsdokuments 
(GGED) gemäß Artikel 57 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2017/625, in dem bestätigt wird, dass die Sendung 
den geltenden Bestimmungen gemäß Artikel 1 Absatz 2 der genannten Verordnung genügt. 

Artikel 7 

Überprüfung 

Die Kommission überprüft diese Verordnung spätestens bis zum 31. März 2030. 

Eine detaillierte Bewertung des Kontaminationsgrads in den in Anhang I genannten Drittländern wird auf der Grundlage 
der verfügbaren Kontrollergebnisse durchgeführt; gegebenenfalls werden die in Anhang I aufgeführten Drittländer, die in 
Anhang II aufgeführten Erzeugnisse und die in Artikel 5 Absatz 2 genannten Maßnahmen vor diesem Zeitpunkt 
entsprechend überprüft. 

Artikel 8 

Aufhebungen 

Die Verordnungen (EG) Nr. 1609/2000 und (EG) Nr. 1635/2006 werden aufgehoben. 

Artikel 9 

Übergangsbestimmung 

Während eines Übergangszeitraums bis zum 31. Dezember 2020 dürfen Sendungen mit Erzeugnissen nach Artikel 3 
Absatz 3, denen die vor dem 1. September 2020 gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1635/2006 ausgestellten einschlägigen 
Bescheinigungen beigefügt sind, in die Union verbracht werden. 

Artikel 10 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 5. August 2020  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     
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ANHANG I 

Liste der Drittländer gemäß Artikel 1 Absatz 1 

Albanien 

Belarus 

Bosnien und Herzegowina 

Kosovo (1) 

Nordmazedonien 

Moldau 

Montenegro 

Russland 

Serbien 

Schweiz 

Türkei 

Ukraine 

Vereinigtes Königreich Großbritannien, ohne Nordirland (2)   

(1) Diese Bezeichnung berührt nicht die Standpunkte zum Status und steht im Einklang mit der Resolution 1244/1999 des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen und dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs zur Unabhängigkeitserklärung des 
Kosovos. 

(2) Gilt ab dem Tag, der auf den Tag folgt, an dem das Unionsrecht gemäß dem Austrittsabkommen nicht mehr für das Vereinigte 
Königreich und dessen Hoheitsgebiet gilt. 
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ANHANG II 

Liste von Erzeugnissen, für die die Bedingungen nach Artikel 3 Absatz 3 gelten 

KN-Code Warenbezeichnung 

ex 0709 51 00 Pilze der Gattung Agaricus, frisch oder gekühlt, ausgenommen Zuchtpilze 

ex 0709 59 andere Pilze, frisch oder gekühlt, ausgenommen Zuchtpilze 

ex 0710 80 61 Pilze der Gattung Agaricus (auch in Wasser oder Dampf gekocht), gefroren, ausgenommen 
Zuchtpilze 

ex 0710 80 69 andere Pilze (auch in Wasser oder Dampf gekocht), gefroren, ausgenommen Zuchtpilze 

ex 0711 51 00 Pilze der Gattung Agaricus, vorläufig haltbar gemacht (z. B. durch Schwefeldioxid oder in Wasser, 
dem Salz, Schwefeldioxid oder andere vorläufig konservierend wirkende Stoffe zugesetzt sind), die 
jedoch in diesem Zustand für den unmittelbaren Verzehr ungeeignet sind, ausgenommen 
Zuchtpilze 

ex 0711 59 00 andere Pilze, vorläufig haltbar gemacht (z. B. durch Schwefeldioxid oder in Wasser, dem Salz, 
Schwefeldioxid oder andere vorläufig konservierend wirkende Stoffe zugesetzt sind), zum 
unmittelbaren Genuss nicht geeignet, ausgenommen Zuchtpilze 

ex 0712 31 00 Pilze der Gattung Agaricus, getrocknet, auch in Stücke oder Scheiben geschnitten, als Pulver oder 
sonst zerkleinert, jedoch nicht weiter zubereitet, ausgenommen Zuchtpilze 

ex 0712 32 00 Judasohrpilze (Auricularia spp.), getrocknet, auch in Stücke oder Scheiben geschnitten, als Pulver 
oder sonst zerkleinert, jedoch nicht weiter zubereitet, ausgenommen Zuchtpilze 

ex 0712 33 00 Zitterpilze (Tremella spp.), getrocknet, auch in Stücke oder Scheiben geschnitten, als Pulver oder 
sonst zerkleinert, jedoch nicht weiter zubereitet, ausgenommen Zuchtpilze 

ex 0712 39 00 andere Pilze, getrocknet, auch in Stücke oder Scheiben geschnitten, als Pulver oder sonst 
zerkleinert, jedoch nicht weiter zubereitet, ausgenommen Zuchtpilze 

ex 2001 90 50 Pilze, mit Essig oder Essigsäure zubereitet oder haltbar gemacht, ausgenommen Zuchtpilze 

ex 2003 Pilze und Trüffeln, anders als mit Essig oder Essigsäure zubereitet oder haltbar gemacht, 
ausgenommen Zuchtpilze 

ex 0810 40 wild wachsende Preiselbeeren, wild wachsende Heidelbeeren und andere wild wachsende Früchte 
der Gattung Vaccinium, frisch 

ex 0811 90 50 wild wachsende Früchte der Art Vaccinium myrtillus, auch in Wasser oder Dampf gekocht, gefroren, 
auch mit Zusatz von Zucker oder anderen Süßmitteln 

ex 0811 90 70 wild wachsende Früchte der Arten Vaccinium myrtilloides und Vaccinium angustifolium, auch in 
Wasser oder Dampf gekocht, gefroren, auch mit Zusatz von Zucker oder anderen Süßmitteln 

ex 0812 90 40 wild wachsende Früchte der Art Vaccinium myrtillus, vorläufig haltbar gemacht (z. B. durch 
Schwefeldioxid oder in Wasser, dem Salz, Schwefeldioxid oder andere vorläufig konservierend 
wirkende Stoffe zugesetzt sind), zum unmittelbaren Genuss nicht geeignet 

ex 2008 93 wildsende Preiselbeeren und Moosbeeren (Vaccinium macrocarpon, Vaccinium oxycoccos, Vaccinium 
vitis-idaea), in anderer Weise zubereitet oder haltbar gemacht, auch mit Zusatz von Zucker, 
anderen Süßmitteln oder Alkohol, anderweit weder genannt noch inbegriffen 

ex 2008 99 andere wild wachsende Früchte der Gattung Vaccinium, in anderer Weise zubereitet oder haltbar 
gemacht, auch mit Zusatz von Zucker, anderen Süßmitteln oder Alkohol, anderweit weder 
genannt noch inbegriffen 

ex 2009 81 Saft aus wilden Preiselbeeren oder Moosbeeren (Vaccinium macrocarpon, Vaccinium oxycoccos, 
Vaccinium vitis-idaea), nicht gegoren, ohne Zusatz von Alkohol, auch mit Zusatz von Zucker oder 
anderen Süßmitteln 

ex 2009 89 andere Säfte wild wachsender Früchte der Gattung Vaccinium, nicht gegoren, ohne Zusatz von 
Alkohol, auch mit Zusatz von Zucker oder anderen Süßmitteln   
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ANHANG III 

MUSTER DER AMTLICHEN BESCHEINIGUNG NACH ARTIKEL 4 DER DURCHFÜHRUNGS­
VERORDNUNG (EU) 2020/1158 DER KOMMISSION ÜBER DIE EINFUHRBEDINGUNGEN FÜR 
LEBENS- UND FUTTERMITTEL MIT URSPRUNG IN DRITTLÄNDERN NACH DEM UNFALL IM 

KERNKRAFTWERK TSCHERNOBYL   
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ANHANG IV 

ANWEISUNGEN FÜR DAS AUSFÜLLEN DER AMTLICHEN BESCHEINIGUNG NACH ARTIKEL 4 
DER DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2020/1158 DER KOMMISSION ÜBER DIE 

EINFUHRBEDINGUNGEN FÜR LEBENS- UND FUTTERMITTEL MIT URSPRUNG IN 
DRITTLÄNDERN NACH DEM UNFALL IM KERNKRAFTWERK TSCHERNOBYL 

Allgemeines 

Bei zutreffenden Angaben ist das betreffende Kästchen anzukreuzen (X). 

Mit „ISO“ ist hier stets der aus zwei Buchstaben bestehende internationale Ländercode nach ISO-Standard 3166 ALPHA-2 
gemeint. (1). 

In den Feldern I.15, I.18 und I.20 darf jeweils nur ein Kästchen angekreuzt werden. 

Falls nicht anders angegeben, müssen die Felder ausgefüllt werden. 

Sollte sich nach der Ausstellung der Bescheinigung an den Angaben zum Empfänger, zur Eingangsgrenzkontrollstelle (GKS) 
oder zur Beförderung (Transportmittel oder Datum) etwas ändern, muss der für die Sendung verantwortliche Unternehmer 
die zuständige Behörde des Eingangsmitgliedstaates darüber informieren. Wegen solcher Änderungen darf keine 
Ersatzbescheinigung beantragt werden. 

Falls die Bescheinigung nicht über das IMSOC übermittelt wird, gilt Folgendes: 

— Die Eintragungen oder Felder, die in Teil I im Einzelnen genannt werden, bilden die Datenwörterbücher für die 
elektronische Fassung der amtlichen Bescheinigung; 

— die Abfolge der Felder in Teil I des Musters der amtlichen Bescheinigung sowie die Größe und die Form dieser Felder sind 
nicht festgelegt; 

— dort, wo ein Stempel gefordert wird, entspricht diesem bei einer elektronischen Bescheinigung ein elektronisches Siegel. 
Dieses Siegel muss den Bestimmungen für die Ausstellung elektronischer Bescheinigungen gemäß Artikel 90 Absatz 1 
Buchstabe f der Verordnung (EU) 2017/625 genügen. 

Teil I: Angaben zur Sendung                                                                

Land: Name des Drittlandes, das die Bescheinigung ausstellt. 

Feld I.1. Absender/Ausführer: Name und Anschrift (Straße, Ort und ggf. Region, Provinz oder Staat) der 
natürlichen oder juristischen Person, die die Sendung in dem Drittland aufgibt. 

Feld I.2. Bezugsnummer der Bescheinigung: der obligatorische einmalige Code, den die zuständige Behörde des 
Drittlandes nach ihrem eigenen Schema vergibt. In jeder Bescheinigung, die nicht über das IMSOC 
übermittelt wird, muss dieses Feld ausgefüllt werden. 

Feld I.2.a. IMSOC-Bezugsnummer: der einmalige Code, der bei der Registrierung der Bescheinigung im IMSOC 
automatisch vergeben wird. Dieses Feld muss nicht ausgefüllt werden, wenn die Bescheinigung nicht 
über das IMSOC übermittelt wird. 

Feld I.3. Zuständige oberste Behörde: Name der zentralen Behörde des Drittlandes, die die Bescheinigung 
ausstellt. 

Feld I.4. Zuständige örtliche Behörde: falls zutreffend, Name der örtlichen Behörde des Drittlandes, die die 
Bescheinigung ausstellt. 

Feld I.5. Empfänger/Einführer: Name und Anschrift der natürlichen oder juristischen Person im Mitgliedstaat, 
für die die Sendung bestimmt ist. 

Feld I.6. Für die Sendung verantwortlicher Unternehmer: Name und Anschrift der Person in der Europäischen 
Union, die für die Gestellung der Sendung an der Grenzkontrollstelle verantwortlich ist und als 
Einführer oder im Namen des Einführers bei den zuständigen Behörden die erforderlichen Meldungen 
macht. Die Eingabe in diesem Feld ist fakultativ. 

Feld I.7. Ursprungsland: Name und ISO-Code des Landes, aus dem die Waren ursprünglich stammen, in dem sie 
angebaut, geerntet oder hergestellt wurden. 

Feld I.9. Bestimmungsland: Name und ISO-Code des EU-Mitgliedstaates, für den die Erzeugnisse bestimmt sind. 

(1) Ländernamen und Ländercodes unter: http://www.iso.org/iso/country_codes/iso-3166-1_decoding_table.htm. 
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Feld I.11. Versandort: Name und Anschrift der Betriebe, aus denen die Erzeugnise stammen. 
Jede Einheit eines Unternehmens des Lebensmittelsektors. Anzugeben ist nur der Betrieb, der die 
Erzeugnise versendet. Ist an einem Handelsgeschäft mehr als ein Drittland beteiligt (Dreieckshandel), 
gilt der letzte Drittlandsbetrieb in der Ausfuhrkette, von dem aus die Sendung in die Europäische 
Union befördert wird, als Versandort. 

Feld I.12. Bestimmungsort: Diese Angaben sind fakultativ. 
Beim Inverkehrbringen: der Ort, an dem die Erzeugnise zur endgültigen Entladung angeliefert werden. 
Anzugeben sind Name, Anschrift und ggf. die Zulassungsnummer der Betriebe am Bestimmungsort. 

Feld I.14. Datum und Uhrzeit des Abtransports: Datum der Abfahrt des Transportmittels (Flugzeug, Schiff, 
Eisenbahn oder Straßenfahrzeug). 

Feld I.15. Transportmittel: das Transportmittel, das das Versandland verlässt. 
Transportmittel: Flugzeug, Schiff, Eisenbahn, Straßenfahrzeug oder andere. „Andere“ sind alle 
Transportmittel, die nicht unter die Verordnung (EG) Nr. 1/2005 des Rates fallen. (2) 
Kennzeichnung des Transportmittels: bei Flugzeugen Flugnummer, bei Schiffen Schiffsname(n), bei 
Eisenbahnen Zug- und Wagennummer, bei Straßenfahrzeugen Kennzeichen und ggf. auch 
Kennzeichen des Anhängers. 
Bei Benutzung einer Fähre sind auch das Kennzeichen des Straßenfahrzeugs, ggf. das Kennzeichen des 
Anhängers und der Name der vorgesehenen Fähre anzugeben. 

Feld I.16. Eingangsgrenzkontrollstelle: Anzugeben sind der Name und die im IMSOC vergebene Kennnummer 
der Grenzkontrollstelle. 

Feld I.17. Begleitdokumente: 
Laborbericht: Hier ist die Bezugsnummer und das Ausstellungsdatum des Berichts/der Ergebnisse der 
Laboranalysen gemäß Artikel 4 Absatz 6 der Durchführungsverordnung (EU) 2020/1158 der 
Kommission anzugeben. 
Andere: Wenn einer Sendung andere Dokumente beigefügt werden, etwa ein Handelsdokument, sind 
die Art (z. B. Luftfrachtbrief, Konnossement oder Frachtbrief im Eisenbahn- und Straßenverkehr) und 
die Bezugsnummer dieser Dokumente anzugeben. 

Feld I.18. Beförderungsbedingungen: Kategorie der während des Transports der Erzeugnise vorgeschriebenen 
Temperatur (Umgebungstemperatur, gekühlt, gefroren). Es darf nur eine Kategorie ausgewählt werden. 

Feld I.19. Container-/Plombennummer: falls zutreffend, die betreffenden Nummern. 
Die Containernummer ist anzugeben, wenn die Waren in geschlossenen Behältern transportiert 
werden. 
Nur von amtlichen Plomben sind die Nummern anzugeben. Um eine amtliche Plombe handelt es sich, 
wenn sie unter Aufsicht der die Bescheinigung ausstellenden zuständigen Behörde am Container, Lkw 
oder Eisenbahnwagen angebracht wird. 

Feld I.20. Waren zertifiziert für/als: Anzugeben ist der Verwendungszweck der Erzeugnisse gemäß der 
betreffenden amtlichen Bescheinigung der Europäischen Union. 
Lebensmittel: betrifft nur zum menschlichen Verzehr bestimmte Erzeugnisse. 

Feld I.22. Für den Binnenmarkt: für alle Sendungen, die in der Europäischen Union in Verkehr gebracht werden 
sollen. 

Feld I.23. Gesamtzahl der Packstücke: Anzahl der Packstücke. Bei Massengutsendungen ist die Angabe optional. 

Feld I.24. Menge: 
Gesamtnettogewicht: definiert als Masse der Erzeugnisse selbst ohne unmittelbare Behälter und jegliche 
Verpackung. 
Gesamtbruttogewicht: Gesamtgewicht in Kilogramm. Definiert als Gesamtmasse der Erzeugnisse und 
der unmittelbaren Behälter sowie sämtlicher Verpackungsteile, jedoch ohne Container und sonstiges 
Beförderungszubehör. 

(2) Verordnung (EG) Nr. 1/2005 des Rates vom 22. Dezember 2004 über den Schutz von Tieren beim Transport und damit 
zusammenhängenden Vorgängen sowie zur Änderung der Richtlinien 64/432/EWG und 93/119/EG und der Verordnung (EG) 
Nr. 1255/97 (ABl. L 3 vom 5.1.2005, S. 1). 
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Feld I.25. Beschreibung der Ware: Anzugeben sind der betreffende Code des Harmonisierten Systems (HS-Code) 
und die Bezeichnung, wie von der Weltzollorganisation festgelegt, gemäß der Verordnung (EWG) 
Nr. 2658/87 des Rates. (3) Diese Zollbeschreibung ist ggf. durch weitere für die Einstufung der 
Erzeugnisse erforderliche Angaben zu ergänzen. 
Anzugeben sind Art, Art der Erzeugnisse, Anzahl der Packstücke, Art der Verpackung, Chargen- 
Nummer, Nettogewicht und Endverbraucher (bei für Endverbraucher verpackten Erzeugnissen). 
Art: wissenschaftliche Bezeichnung oder in Rechtsvorschriften der Europäischen Union definierte 
Bezeichnung. 
Art der Verpackung: Verpackung gemäß der Definition in der Empfehlung Nr. 21 (4) des UN/CEFACT 
(United Nations Centre for Trade Facilitation and Electronic Business).   

Teil II: Bescheinigung 

Dieser Teil ist von einer von der zuständigen Behörde des Drittlandes gemäß Artikel 88 Absatz 2 der Verordnung 
(EU) 2017/625 zur Unterzeichnung der amtlichen Bescheinigung befugten Person auszufüllen.                                                              

Feld II. Gesundheitsinformationen: Dieser Teil ist anhand der für die jeweilige Art der Erzeugnisse 
geltenden Gesundheitsanforderungen der Europäischen Union gemäß der Definition in den mit 
bestimmten Drittländern geschlossenen Abkommen über Gleichwertigkeit oder nach Maßgabe 
sonstiger Rechtsvorschriften der Europäischen Union, z. B. zur Bescheinigung, auszufüllen. 
Wenn die amtliche Bescheinigung nicht über das IMSOC übermittelt wird, müssen nicht 
zutreffende Passagen von dem/der Bescheinigungsbefugten durchgestrichen und mit seinen/ihren 
Initialen und einem Stempel versehen oder vollständig aus der Bescheinigung entfernt werden. 
Wenn die Bescheinigung über das IMSOC übermittelt wird, müssen nicht zutreffende Passagen 
durchgestrichen oder vollständig aus der Bescheinigung entfernt werden. 

Feld II.a Bezugsnummer der Bescheinigung: wie in Feld I.2. 

Feld II.b IMSOC-Bezugsnummer: wie in Feld I.2.a. Nur für amtliche Bescheinigungen vorgeschrieben, die 
über das IMSOC ausgestellt werden. 

Bescheinigungsbefug­
te/r: 

Bedienstete/r der zuständigen Behörde des Drittlandes, die/der befugt ist, amtliche, von einer 
solchen Behörde ausgestellte Bescheinigungen zu unterzeichnen. Anzugeben sind Name (in 
Großbuchstaben), Qualifikation und Amtsbezeichnung, ggf. Kennnummer und Originalstempel 
der zuständigen Behörde und Datum der Unterzeichnung.   

(3) Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den 
Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 256 vom 7.9.1987, S. 1). 

(4) Jüngste Fassung: Revision 9, Anhang V und VI, veröffentlicht unter: http://www.unece.org/tradewelcome/un-centre-for-trade- 
facilitation-and-e-business-uncefact/outputs/cefactrecommendationsrec-index/list-of-trade-facilitation-recommendations-n-21-to-24. 
ahtml. 
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2020/1159 DER KOMMISSION 

vom 5. August 2020 

zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1321/2014 und (EU) 2015/640 im Hinblick auf die 
Einführung neuer zusätzlicher Lufttüchtigkeitsanforderungen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018 zur Festlegung 
gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit sowie zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 996/2010, (EU) 
Nr. 376/2014 und der Richtlinien 2014/30/EU und 2014/53/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, und zur 
Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates und 
der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates (1), insbesondere auf Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe h, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 76 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2018/1139 erstellt die Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit (im Folgenden die „Agentur“) Zertifizierungsspezifikationen und aktualisiert diese regelmäßig. 
Allerdings müssen Luftfahrzeuge, deren Konstruktion bereits zugelassen ist, bei ihrer Produktion oder während sie 
in Dienst gestellt sind, Aktualisierungen der Zertifizierungsspezifikationen nicht genügen. Um das hohe Maß an 
Flugsicherheit und Umweltauflagen in der Union aufrechtzuerhalten, sollte daher die Anforderung eingeführt 
werden, dass Luftfahrzeuge den zusätzlichen Lufttüchtigkeitsanforderungen genügen müssen, die zum Zeitpunkt 
ihrer Konstruktionsspezifikation noch nicht Gegenstand ihrer ursprünglichen Zertifizierungsspezifikation waren. In 
der Verordnung (EU) 2015/640 der Kommission (2) sind solche zusätzlichen Anforderungen an die Lufttüchtigkeit 
festgelegt. Diese Verordnung sollte nun geändert werden, um neue Anforderungen an alternde Luftfahrzeuge 
aufzunehmen. 

(2) Im Jahr 2007 veröffentlichte die Agentur die Ausgabe 20-20 der annehmbaren Nachweisverfahren (Acceptable 
Means of Compliance — AMC), die technische Leitlinien für die Entwicklung eines Programms für die 
Aufrechterhaltung der strukturellen Integrität enthalten, mit dem der sichere Betrieb alternder Luftfahrzeuge 
während ihrer gesamten Betriebsdauer gewährleistet werden soll. Die AMC sind allerdings unverbindlich, weshalb 
die Leitlinien möglicherweise nicht in der gesamten Union einheitlich angewandt werden. Dies kann dazu führen, 
dass derzeit große Luftfahrzeuge in Betrieb sind, bei deren Konstruktion, Modifizierung oder Reparatur Fragen der 
Schadenstoleranzbewertung, ausgedehnter Ermüdungsschäden und Korrosionsprävention nicht effektiv 
berücksichtigt wurden. Um Totalausfälle aufgrund von Ermüdung, einschließlich ausgedehnter Ermüdung und 
Korrosion, zu verhindern, sollten in die Verordnung (EU) 2015/640 zusätzliche Anforderungen an die 
Lufttüchtigkeit alternder Luftfahrzeuge aufgenommen werden. 

(3) Bei jedem Luftfahrzeug kann der Zeitpunkt seiner Herstellung als Beginn des Alterungsprozesses betrachtet werden. 
Die Alterung eines Luftfahrzeugs hängt von Faktoren wie Alter sowie Anzahl der Flugzyklen und Flugstunden ab. 
Die einzelnen Luftfahrzeugkomponenten altern unterschiedlich schnell, abhängig von Faktoren wie beispielsweise 
Ermüdung durch wiederholte Zyklen, Verschleiß, Beschädigung und Korrosion. Werden diese Faktoren über die 
gesamte Lebensdauer des Luftfahrzeugs hinweg nicht sachgerecht behandelt, kann dies Anlass zu erheblichen 
Sicherheitsbedenken geben. Die Erfahrung im Flugbetrieb hat gezeigt, dass das Wissen über die strukturelle 
Integrität alternder Luftfahrzeuge ständig auf dem neuesten Stand gehalten werden muss. Daher sollten in die 
Verordnung (EU) 2015/640 neue Anforderungen aufgenommen werden, die darauf abzielen, auf der Grundlage von 
Echtzeit-Betriebserfahrungen und unter Verwendung moderner Analyse- und Prüfinstrumente das Wissen über 
Alterungsfaktoren auf dem neuesten Stand zu halten. 

(4) Mit diesen auf die Alterung von Luftfahrzeugen ausgerichteten Anforderungen soll sichergestellt werden, dass die 
Inhaber der Konstruktionsgenehmigung die Daten erstellen und die Verfahren, Anweisungen und Handbücher 
befolgen, die zur Vermeidung eines alterungsbedingten Strukturversagens infolge von Korrosion und Ermüdung 
erforderlich sind, und sie den Betreibern zur Verfügung stellen. Hierzu sollten die Inhaber von Konstruktionsgeneh­
migungen verpflichtet werden, ein umfassendes Programm für die Aufrechterhaltung der strukturellen Integrität des 
jeweiligen Luftfahrzeugmusters zu entwickeln und bestehende Änderungen und Reparaturverfahren im Hinblick auf 
die Schadenstoleranz zu bewerten. Gleichzeitig sollten die Betreiber diese Daten in ihr Instandhaltungsprogramm 
aufnehmen müssen und dabei berücksichtigen, welche nachteiligen Auswirkungen Änderungen und Reparaturen 
für jede Flugzeugzelle haben und welche Instandhaltungsanforderungen sich daraus ergeben. 

(1) ABl. L 212 vom 22.8.2018, S. 1. 
(2) Verordnung (EU) 2015/640 der Kommission vom 23. April 2015 über zusätzliche Anforderungen an die Lufttüchtigkeit für 

bestimmte Betriebsarten und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 (ABl. L 106 vom 24.4.2015, S. 18). 
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(5) Um sicherzustellen, dass diese auf der Grundlage dieser neuen Anforderungen erstellten Daten, Verfahren, 
Anweisungen und Handbücher auch bei der Instandhaltung von Großflugzeugen verwendet werden, muss in der 
Verordnung der Kommission (EU) Nr. 1321/2014 (3) Anhang I in Punkt M.A.302 eine Bezugnahme auf die 
Anforderungen der Verordnung (EU) 2015/640 Anhang I Teil-26 aufgenommen werden. 

(6) In den Mitgliedstaaten sind derzeit Hunderte von Großflugzeugen mit Fracht- oder Gepäckräumen der Klasse D 
registriert. Das Risiko unkontrollierbarer Brände in dieser Art von Laderäumen gilt als hoch, zumal in den letzten 
Jahren in Fracht- oder Gepäckräumen immer häufiger Lithium-Batterien befördert wurden, die das Risiko des 
thermischen Durchgehens und der daraus entstehenden Brände bergen. 

(7) Im September 2007 hatte die Agentur neue Konstruktionsstandards eingeführt, mit denen Fracht- und Gepäckräume 
der Klasse D aus den Zertifizierungsspezifikationen für Großflugzeuge gestrichen wurden. Diese Standards, mit 
denen das Risiko von Verletzungen oder Todesopfern im Fall eines während des Flugs im Fracht- oder Gepäckraum 
ausbrechenden Feuers verringert werden soll, gelten allerdings nur für Großflugzeuge, deren Zertifizierung nach 
September 2007 beantragt wurde. Da bestimmte Großflugzeuge diese Standards möglicherweise nicht erfüllen und 
unter gebührender Berücksichtigung der Art und des Risikos des Betriebs von Großflugzeugen sollten diese 
Standards nunmehr für alle in Dienst stehenden und von der Agentur zugelassenen Großflugzeuge gelten. 

(8) Ein signifikantes Risiko für die Flugsicherheit stellt das Abkommen von der Piste dar, auf das in den letzten 
Jahrzehnten ein erheblicher Anteil der weltweiten Unfälle zurückzuführen war. In der EASA-Sicherheitsüberprüfung 
für das Jahr 2018 wird das Abkommen von der Piste als einer der beiden mit dem höchsten Risiko behafteten 
Bereiche genannt. Im selben Zeitraum und bezogen auf dieselbe Population entfielen 30 % der nichttödlichen 
Unfälle auf das Abkommen von der Piste. Die Anzahl der Ereignisse, bei denen es zu einem Abkommen von der 
Piste während der Landung kam, stieg mit der Zunahme des Luftverkehrs. Da davon auszugehen ist, dass der 
Luftverkehr weltweit wie auch in Europa weiter zunimmt, dürfte auch die Häufigkeit des Abkommens von der Piste 
weiter zunehmen, wenn keine Maßnahmen ergriffen werden. 

(9) Im Januar 2020 hat die Agentur neue Konstruktionsstandards für den Einbau von Systemen eingeführt, die 
Flugbesatzungen bei der Entscheidungsfindung während Anflug und Landung unterstützen. Diese Standards zielen 
darauf ab, das Risiko des Abkommens von der Piste während der Landung zu mindern. Unter gebührender 
Berücksichtigung der Art und des Risikos des Betriebs von Großflugzeugen sollten diese neuen Standards nunmehr 
für alle in Dienst stehenden und von der Agentur zugelassenen Großflugzeuge gelten. 

(10) Die Verordnungen (EU) Nr. 1321/2014 und (EU) 2015/640 sollten daher entsprechend geändert werden. Angesichts 
der noch anhaltenden COVID-19-Pandemie wurde eine Übergangsfrist festgelegt, um der Branche während der Krise 
zusätzliche Belastungen zu ersparen und ihr die Einhaltung der mit dieser Verordnung eingeführten neuen 
Vorschriften und Verfahren zu erleichtern. 

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen beruhen auf den nach Artikel 76 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2018/1139 von der Agentur vorgelegten Stellungnahmen Nr. 12/2016 (4) und Nr. 04/2019 (5). 

(12) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen stehen in Einklang mit der Stellungnahme des nach 
Artikel 127 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2018/1139 eingesetzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I (Teil-M) der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 wird gemäß Anhang I dieser Verordnung geändert. 

(3) Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 der Kommission vom 26. November 2014 über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von 
Luftfahrzeugen und luftfahrttechnischen Erzeugnissen, Teilen und Ausrüstungen und die Erteilung von Genehmigungen für 
Organisationen und Personen, die diese Tätigkeiten ausführen (ABl. L 362 vom 17.12.2014, S. 1). 

(4) Stellungnahme 12/2016: Alterung von Luftfahrzeugstrukturen. 
(5) Stellungnahme 04/2019: Verringerung des Abkommens von der Piste und Laderäume der Klasse D. 
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Artikel 2 

Die Verordnung (EU) 2015/640 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 1 

Gegenstand und Geltungsbereich 

(1) Mit dieser Verordnung werden gemeinsame zusätzliche Spezifikationen für die Lufttüchtigkeit in Bezug auf die 
Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit und sicherheitstechnische Verbesserungen für Luftfahrzeuge festgelegt. 

(2) Diese Verordnung gilt für 

a) Betreiber von: 

i) Luftfahrzeugen, die in einem Mitgliedstaat registriert sind, 

ii) Luftfahrzeugen, die in einem Drittstaat registriert sind und von einem Betreiber eingesetzt werden, über den ein 
Mitgliedstaat die Betriebsaufsicht ausübt. 

b) Inhaber einer Musterzulassung, einer eingeschränkten Musterzulassung, einer ergänzenden Musterzulassung oder 
einer Genehmigung für Änderungs- und Reparaturverfahren, die von der Agentur nach der Verordnung (EU) 
Nr. 748/2012 der Kommission * erteilt wurde oder als nach Artikel 3 jener Verordnung erteilt gilt; 

c) Antragsteller, die den Antrag auf Erteilung einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung für 
ein Großflugzeug mit Turbinenantrieb vor dem 1. Januar 2019 gestellt haben und denen die Zulassung nach dem 
26. August 2020 erteilt wurde, sofern in Anhang I (Teil-26) angegeben. 

_____________ 
* Verordnung (EU) Nr. 748/2012 der Kommission vom 3. August 2012 zur Festlegung der Durchführungsbe­

stimmungen für die Erteilung von Lufttüchtigkeits- und Umweltzeugnissen für Luftfahrzeuge und zugehörige 
Produkte, Bau- und Ausrüstungsteile sowie für die Zulassung von Entwicklungs- und Herstellungsbetrieben 
(ABl. L 224 vom 21.8.2012, S. 1).“ 

2. In Artikel 2 werden die folgenden Buchstaben e bis o angefügt: 

„e) ‚Gültigkeitsgrenze‘ (limit of validity, LOV): im Zusammenhang mit den technischen Daten, die für das Programm zur 
Strukturinstandhaltung benötigt werden, ein als Anzahl der insgesamt kumulierten Flugzyklen oder Flugstunden 
oder beidem angegebener Zeitraum, in dem nachweislich keine ausgedehnten Ermüdungsschäden auftreten. 

f) ‚Abschnitt über Beschränkungen der Lufttüchtigkeit‘ (Airworthiness Limitation Section, ALS): ein Abschnitt in den 
Anweisungen zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 Anhang I (Teil 21) 
Punkte 21.A.61, 21.A.107 und 21.A.120A, der Lufttüchtigkeitsbeschränkungen enthält, die die jeweils 
vorgeschriebenen Austauschzeiten, Inspektionsintervalle und die damit verbundenen Inspektionsverfahren 
vorgeben. 

g) ‚Programm zur Korrosionsprävention und -kontrolle‘ (Corrosion Prevention and Control Programme, CPCP): ein 
Dokument, das einen systematischen Ansatz für die Prävention und Kontrolle von Korrosion in der Primärstruktur 
eines Flugzeugs darlegt, der grundlegende korrosionsspezifische Aufgaben, einschließlich Inspektionen, unter diese 
Aufgaben fallende Bereiche, festgelegte Korrosionswerte und Compliance-Zeiten (Interventionsschwellen und 
Wiederholungsintervalle) umfasst. Ein Basis-CPCP wird vom Inhaber der Musterzulassung festgelegt und kann von 
den Betreibern angepasst werden, die in ihrem Instandhaltungsprogramm ein betriebsspezifisches CPCP festlegen 
können. 

h) ‚Ausgedehnte Ermüdungsschäden‘ (widespread fatigue damage, WFD): ein gleichzeitiges Auftreten von Rissen an 
mehreren Stellen in der Struktur eines Flugzeugs, die so groß und zahlreich sind, dass die Struktur nicht mehr der 
für die Zertifizierung dieser Struktur vorgegebenen Ausfallsicherheit oder Restfestigkeit entspricht. 

i) ‚Basisstruktur‘ (baseline structure): die im Rahmen der Musterzulassung für das betreffende Flugzeugmuster 
konstruierte Struktur (d. h. die Konfiguration des Flugzeugmusters „wie geliefert“). 

j) ‚Ermüdungskritische Basisstruktur‘ (fatigue-critical baseline structure, FCBS): die Basisstruktur eines Flugzeugs, die 
vom Inhaber der Musterzulassung als ermüdungskritisch eingestuft ist. 

k) ‚Ermüdungskritische modifizierte Struktur‘ (fatigue-critical modified structure, FCMS): eine ermüdungskritische 
Struktur eines Flugzeugs, die durch eine Änderung gegenüber seiner Musterbauart eingeführt wurde oder von 
dieser betroffen ist und die nicht bereits als Teil der ermüdungskritischen Basisstruktur aufgeführt ist. 
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l) ‚Schadenstoleranzbewertung‘ (damage tolerance evaluation, DTE): ein Verfahren zur Bestimmung von Instandhal­
tungsmaßnahmen, die notwendig sind, damit Ermüdungsrisse, die zu einem Totalversagen beitragen könnten, 
erkannt oder vermieden werden. Bei der Anwendung auf Reparaturen und Änderungen umfasst eine DTE die 
Bewertung der Reparatur oder Änderung und der von der Reparatur oder Änderung betroffenen ermüdungs­
kritischen Struktur. 

m) ‚Schadenstoleranzinspektion‘ (damage tolerance inspection, DTI): eine dokumentierte Inspektionsanforderung oder 
sonstige Instandhaltungsmaßnahme, die vom Inhaber der Musterzulassung oder der eingeschränkten 
Musterzulassung als Ergebnis einer Schadenstoleranzbewertung entwickelt wurde. Eine DTI umfasst die zu 
inspizierenden Bereiche, die Inspektionsmethode, die Inspektionsverfahren (einschließlich der aufeinanderfolgenden 
Inspektionsschritte und der Kriterien für die Abnahme bzw. Ablehnung), die Inspektionsschwelle und die mit diesen 
Inspektionen verbundenen Wiederholungsintervalle. Für die Schadenstoleranzinspektionen können auch 
Instandhaltungsmaßnahmen wie Austausch, Reparatur oder Modifizierung festgelegt werden. 

n) ‚Leitlinien für die Reparaturbewertung‘ (repair evaluation guideline, REG): eine vom Inhaber der Musterzulassung 
festgelegte Vorgehensweise, an der sich Betreiber bei der Festlegung von Schadenstoleranzinspektionen für 
Reparaturen ermüdungskritischer Strukturen orientieren können, damit bei allen einschlägigen Reparaturen die 
Aufrechterhaltung der strukturellen Integrität gewährleistet ist. 

o) ‚Ermüdungskritische Struktur‘ (fatigue-critical structure, FCS): eine Struktur eines Flugzeugs, die für Ermüdungsrisse 
anfällig ist, die zu einem Totalversagen des Flugzeugs führen können.“ 

3. Anhang I (Teil-26) wird gemäß dem Anhang II dieser Verordnung geändert. 

Artikel 3 

Inkrafttreten und Anwendung 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 26. Februar 2021 mit Ausnahme von Anhang II Nummer 4, der ab dem 26. August 2023 gilt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 5. August 2020  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     
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ANHANG I 

In der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 Anhang I (Teil-M) Punkt M.A.302(d) wird folgende Nummer 3 angefügt: 

„3. den geltenden Bestimmungen von Anhang I (Teil-26) der Verordnung (EU) 2015/640.“   
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ANHANG II 

Anhang I (Teil-26) der Verordnung (EU) 2015/640 wird wie folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis erhält folgende Fassung: 

„ANHANG I 

Teil-26 

ZUSÄTZLICHE LUFTTÜCHTIGKEITSANFORDERUNGEN FÜR BESTIMMTE BETRIEBSARTEN 

INHALT 

UNTERABSCHNITT A- ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

26.10 Zuständige Behörde 

26.20 Zeitweiser Ausfall von Ausrüstung 

26.30 Nachweis der Einhaltung 

UNTERABSCHNITT B — GROßFLUGZEUGE 

26.50 Sitze, Liegesitze, Sicherheitsgurte und Gurtsysteme 

26.60 Notlandung — dynamische Bedingungen 

26.100 Lage der Notausgänge 

26.105 Zugang zu den Notausausgängen 

26.110 Kennzeichnung der Notausausgänge 

26.120 Innennotbeleuchtung und Betrieb der Notbeleuchtung 

26.150 Innenausstattung der Kabine 

26.155 Entflammbarkeit der Innenauskleidung des Frachtraums 

26.156 Wärme- und Schalldämmstoffe 

26.157 Umbau von Laderäumen der Klasse D 

26.160 Brandschutz in den Toilettenräumen 

26.170 Feuerlöschanlagen 

26.200 Akustisches Warnsignal für die Fahrwerksposition 

26.205 Pistenüberroll-Lageerfassungs- und Warnsysteme 

26.250 Cockpit-Türbetriebssysteme — Ausfall eines Flugbesatzungsmitglieds 

26.300 Programm für die Aufrechterhaltung der strukturellen Integrität für alternde Flugzeugstrukturen — allgemeine 
Anforderungen 

26.301 Compliance-Plan für Inhaber von (eingeschränkten) Musterzulassungen 

26.302 Bewertung von Ermüdung und Schadenstoleranz 

26.303 Gültigkeitsgrenze 

26.304 Programm zur Korrosionsprävention und -kontrolle 

26.305 Gültigkeit des Programms für die Aufrechterhaltung der strukturellen Integrität 

26.306 Ermüdungskritische Basisstruktur 

26.307 Schadenstoleranzdaten für bestehende Änderungen der ermüdungskritischen Struktur 

26.308 Schadenstoleranzdaten für bestehende Reparaturen der ermüdungskritischen Struktur 

26.309 Leitlinien für die Bewertung von Reparaturen 

26.330 Schadenstoleranzdaten für bestehende ergänzende Musterzulassungen, sonstige bestehende erhebliche Änderungen 
und bestehende Reparaturen, die sich auf diese Änderungen oder ergänzenden Musterzulassungen auswirken 

26.331 Compliance-Plan für Inhaber von ergänzenden Musterzulassungen 
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26.332 Feststellung von Änderungen, die sich auf die ermüdungskritische Struktur auswirken 

26.333 Schadenstoleranzdaten für ergänzende Musterzulassungen und Reparaturen gegenüber ergänzenden 
Musterzulassungen, die am oder nach dem 1. September 2003 genehmigt wurden 

26.334 Schadenstoleranzdaten für ergänzende Musterzulassungen und sonstige Änderungen sowie Reparaturen an diesen 
Änderungen, die vor dem 1. September 2003 genehmigt wurden 

26.370 Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit und Instandhaltungsprogramm für Luftfahrzeuge 

UNTERABSCHNITT C — GROßHUBSCHRAUBER 

26.400 Feuerlöschanlagen 

Anlage I — Liste der Flugzeugmuster, für die einige Bestimmungen des Anhangs I (Teil-26) nicht gelten“ 

2. Punkt 26.10 erhält folgende Fassung: 

„26.10 Zuständige Behörde 

a) Für die Zwecke dieses Anhangs gilt als zuständige Behörde, der gegenüber Betreiber nachweisen müssen, 
dass ein bereits konstruktionszertifiziertes Luftfahrzeug den Anforderungen dieses Anhangs genügt, die 
von dem Mitgliedstaat, in dem der Betreiber seinen Hauptgeschäftssitz hat, benannte Behörde. 

b) Für die Zwecke dieses Anhangs ist die Agentur die zuständige Behörde, der gegenüber Inhaber von 
Musterzulassungen (TC), eingeschränkten Musterzulassungen (RTC), ergänzenden Musterzulassungen (STC) 
und Genehmigungen von Änderungen und Reparaturverfahren nachweisen müssen, dass die bestehenden 
Musterzulassungen (TC), eingeschränkten Musterzulassungen (RTC), ergänzenden Musterzulassungen (STC) 
sowie Genehmigungen für Änderungen und Reparaturverfahren den Anforderungen dieses Anhangs genügen.“ 

3. Punkt 26.30 wird wie folgt geändert: 

a) Die Buchstaben a und b erhalten folgende Fassung: 

„a) Nach Artikel 76 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2018/1139 erstellt die Agentur Zertifizierungsspezifi­
kationen als Standardnachweis für die Einhaltung dieses Anhangs. Die Zertifizierungsspezifikationen müssen so 
detailliert und konkret sein, dass ihnen die Bedingungen für den Nachweis der Einhaltung der Anforderungen 
entnommen werden können. 

b) Betreiber und Inhaber einer Musterzulassung, einer eingeschränkten Musterzulassung, einer ergänzenden 
Musterzulassung oder einer Genehmigung für ein Änderungs- und Reparaturverfahren können die Einhaltung 
der Anforderungen dieses Anhangs nachweisen, indem sie eine der folgenden Bedingungen erfüllen: 

i) Sie genügen den von der Agentur nach Buchstabe a herausgegebenen Spezifikationen oder den von der 
Agentur nach der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 Anhang I Punkt 21.B.70 herausgegebenen gleichwertigen 
Zertifizierungsspezifikationen. 

ii) Sie genügen den technischen Standards, die ein gleichwertiges Sicherheitsniveau wie die in diesen Zertifizie­
rungsspezifikationen enthaltenen Standards bieten.“ 

b) Folgender Buchstabe c wird angefügt: 

„c) Inhaber einer Musterzulassung, einer eingeschränkten Musterzulassung, einer ergänzenden Musterzulassung 
oder einer Genehmigung für ein Änderungs- und Reparaturverfahren müssen jedem bekannten Betreiber der 
Flugzeuge, der den Nachweis der Einhaltung dieses Anhangs erbringen muss, jede Änderung der „Anweisungen 
zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit“ (Instructions for Continued Airworthiness, ICA) zur Verfügung 
stellen. Für die Zwecke dieser Verordnung umfassen die ICA auch Schadenstoleranzinspektionen (DTI), 
Leitlinien für die Schadensbewertung, ein Basis-Programm zur Korrosionsprävention und -kontrolle (CPCP) und 
eine Liste der ermüdungskritischen Strukturen (FCS) sowie die Abschnitte über Beschränkungen der 
Lufttüchtigkeit (ALS).“ 

4. Der Folgende Punkt 26.157 wird eingefügt: 

„26.157 Umbau von Laderäumen der Klasse D 

Betreiber von im gewerblichen Luftverkehr eingesetzten Großflugzeugen, deren Musterzulassung am oder nach dem 
1. Januar 1958 erteilt wurde, müssen Folgendes gewährleisten: 

a) Bei Flugzeugen, die im Betrieb auch Fluggäste befördern, entspricht jeder Fracht- oder Gepäckraum der Klasse D 
unabhängig von seinem Volumen den für einen Laderaum der Klasse C geltenden Zertifizierungsspezifikationen. 

b) Bei Flugzeugen, die im Betrieb nur Fracht befördern, entspricht jeder Frachtraum der Klasse D unabhängig von 
seinem Volumen den für einen Laderaum der Klasse C oder der Klasse E geltenden Zertifizierungsspezifikationen.“ 
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5. Der Folgende Punkt 26.205 wird eingefügt: 

„26.205 Pistenüberroll-Lageerfassungs- und Warnsysteme 

a) Betreiber von im gewerblichen Luftverkehr eingesetzten Großflugzeugen müssen sicherstellen, dass jedes Flugzeug, 
für das erstmals am oder nach dem 1. Januar 2025 ein individuelles Lufttüchtigkeitszeugnis ausgestellt wurde, mit 
einem Pistenüberroll-Lageerfassungs- und Warnsystem ausgestattet ist. 

b) Dieses System muss so ausgelegt sein, dass das Risiko eines Abkommens von der Piste in Längsrichtung während der 
Landung verringert werden kann, indem die Flugbesatzung während des Flugs und am Boden gewarnt wird, sobald 
das Flugzeug Gefahr läuft, nicht innerhalb der verfügbaren Entfernung zum Pistenende zum Stehen zu kommen.“ 

6. Folgende Punkte 26.300, 26.301, 26.302, 26.303, 26.304, 26.305, 26.306, 26.307, 26.308, 26.309, 26.330, 26.331, 
26.332, 26.333, 26.334 und 26.370 werden eingefügt: 

„26.300 Programm für die Aufrechterhaltung der strukturellen Integrität für alternde Flugzeugstrukturen — 
allgemeine Anforderungen 

a) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung für ein am oder nach dem 
1. Januar 1958 zugelassenes Großflugzeug mit Turbinentriebwerk, für das die Musterzulassung vor dem 1. Januar 
2019 beantragt wurde, müssen ein Programm für die Aufrechterhaltung der strukturellen Integrität für alternde 
Luftfahrzeugstrukturen festlegen, das den Anforderungen der Punkte 26.301 bis 26.309 genügt. 

b) Buchstabe a gilt nicht für ein Flugzeugmuster, für das vor dem 26. Februar 2021 eine Musterzulassung erteilt wurde 
und das eine der folgenden Bedingungen erfüllt: 

i) Es ist in Tabelle A.1 der Anlage 1 zu diesem Anhang aufgeführt. 

ii) Es wird nach dem 26. Februar 2021 nicht mehr betrieben. 

iii) Es wurde nicht für den zivilen Flugbetrieb mit einer Nutzlast oder Fluggästen zugelassen. 

iv) Für das Flugzeug wurde entsprechend den Schadenstoleranzanforderungen vor dem 26. Februar 2021 eine 
eingeschränkte Musterzulassung erteilt, sofern nicht 75 % seiner maximalen Nutzungsdauer (Design Service 
Goal) überschritten wurden und das Flugzeug primär für den Herstellungsbetrieb des Genehmigungsinhabers 
eingesetzt wurde. 

v) Für das Flugzeug wurde eine eingeschränkte Musterzulassung erteilt und es wurde hauptsächlich für die 
Brandbekämpfung konstruiert. 

Die Ausnahmen nach Buchstabe b Ziffern ii bis v gelten erst, nachdem der Inhaber einer Musterzulassung oder einer 
eingeschränkten Musterzulassung der Agentur vor dem 27. Mai 2021 eine Liste zur Genehmigung vorgelegt hat, in 
der er das Flugzeugmuster, die Modelle, Varianten oder Seriennummern sowie Informationen zur Untermauerung 
der Gründe für die Aufnahme des Flugzeugs in die Liste aufgeführt hat. 

c) Im Falle eines Flugzeugmusters, für das vor dem 26. Februar 2021 erstmals eine Musterzulassung erteilt wurde, und 
sofern kein am und nach dem 26. Februar 2022 in Betrieb befindliches Flugzeug dieses Musters einer Änderung 
oder Reparatur unterzogen wurde bzw. wird, gelten Punkt 26.307(a)(ii) und (iii) sowie Punkt 26.308(a)(ii) nicht, 
wenn der Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung der Agentur vor dem 
26. Februar 2022 die Liste aller Änderungen und Reparaturen zur Genehmigung vorlegt. 

26.301 Compliance-Plan für Inhaber von (eingeschränkten) Musterzulassungen 

a) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung für ein am oder nach dem 
1. Januar 1958 zugelassenes Großflugzeug mit Turbinentriebwerk, für das die Musterzulassung vor dem 
1. Januar 2019 beantragt wurde, müssen 

i) einen Compliance-Plan für die Aufrechterhaltung der strukturellen Integrität festlegen, in dem dargelegt wird, 
wie die Einhaltung der Anforderungen nach den Punkten 26.302 bis 26.309 nachgewiesen werden soll, 

ii) der Agentur den in Ziffer i genannten Compliance-Plan für die Aufrechterhaltung der strukturellen Integrität vor 
dem 27. Mai 2021 zur Genehmigung vorlegen. 

b) Antragsteller für den Erwerb der in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c genannten Musterzulassung oder 
eingeschränkten Musterzulassung müssen 

i) einen Compliance-Plan für die Aufrechterhaltung der strukturellen Integrität festlegen, in dem dargelegt wird, 
wie die Einhaltung der Anforderungen nach den Punkten 26.303 bis 26.306 nachgewiesen werden soll, 

ii) der Agentur den in Ziffer i genannten Compliance-Plan für die Aufrechterhaltung der strukturellen Integrität vor 
dem 27. Mai 2021 oder vor der Ausstellung der Musterzulassung, falls dieser Zeitpunkt später liegt, zur 
Genehmigung vorlegen. 
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26.302 Bewertung von Ermüdung und Schadenstoleranz 

a) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung für ein Großflugzeug mit 
Turbinenantrieb, das für die Beförderung von 30 Fluggästen oder mehr oder eine Nutzlastkapazität von 3 402 kg 
(7 500 lbs) oder mehr am oder nach dem 1. Januar 1958 zugelassen wurde und dessen Musterzulassung vor dem 
1. Januar 2019 beantragt wurde, müssen eine Bewertung der Ermüdung und Schadenstoleranz der 
Flugzeugstruktur durchführen und die DTI entwickeln, mit der sich über die gesamte Lebensdauer des Flugzeugs 
hinweg ein ermüdungsbedingter Totalausfall vermeiden lässt. 

b) Sofern die Unterlagen zur Erläuterung der DTI nach Buchstabe a nicht bereits von der Agentur nach Anhang I (Teil 
21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 genehmigt wurden, muss der Inhaber einer Musterzulassung oder einer 
eingeschränkten Musterzulassung der Agentur diese Unterlagen vor 26. Februar 2023 zur Genehmigung vorlegen. 

26.303 Gültigkeitsgrenze 

a) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung für ein am oder nach dem 
1. Januar 1958 zugelassenes Großflugzeug mit Turbinentriebwerk, für das die Musterzulassung am oder nach dem 
1. Januar 2019 beantragt wurde und das mit einem Starthöchstgewicht (MTOW) von über 34 019 kg (75 000 lbs) 
zugelassen wurde, müssen 

i) eine Gültigkeitsgrenze (LOV) festlegen und den ALS durch Aufnahme dieser LOV entsprechend ändern, 

ii) bestehende und neue Instandhaltungsmaßnahmen ermitteln, die Einfluss auf die LOV haben, und Serviceinfor­
mationen entwickeln, die die Betreiber für die Durchführung dieser Instandhaltungsmaßnahmen benötigen, 
sowie die Serviceinformationen für die Instandhaltungsmaßnahmen an die Agentur entsprechend dem mit 
dieser verbindlich vereinbarten Zeitplan übermitteln. 

Die für die Zwecke der Festlegung der LOV zu bewertenden Konfigurationen der Flugzeugstruktur müssen alle 
Varianten und abgeleiteten Versionen umfassen, die im Rahmen der Musterzulassung vor dem 26. Februar 2021 
genehmigt wurden, sowie jede strukturelle Änderung und jeden Austausch von strukturellen Konfigurationen 
dieser Flugzeuge, die auf der Grundlage einer vor dem 26. Februar 2021 herausgegebenen Lufttüchtigkeits­
anweisung vorgenommen werden mussten. 

Abweichend von Buchstabe a Ziffer ii sind Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten 
Musterzulassung für ein Großflugzeug mit Turbinenantrieb nicht verpflichtet, Serviceinformationen für eine 
Instandhaltungsmaßnahme für ein Flugzeugmuster zu erstellen und der Agentur vorzulegen, das nach dem für die 
Vorlage der Serviceinformationen dieser Instandhaltungsmaßnahme vorgesehenen Zeitpunkt nicht mehr betrieben 
wird. Damit diese Ausnahme wirksam wird, muss der Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten 
Musterzulassung die Agentur spätestens an dem Tag hiervon unterrichten, an dem der Betrieb mit dem betreffenden 
Flugzeugmuster eingestellt wird. 

b) Inhaber der Musterzulassung oder der eingeschränkten Musterzulassung müssen der Agentur vor Ablauf der in den 
Ziffern i bis iii festgelegten Fristen die nach Buchstabe a festgelegte LOV und die in jenem Absatz genannte Änderung 
des ALS zusammen mit dem verbindlichen Zeitplan zur Genehmigung vorlegen: 

i) Im Falle ermüdungskritischer Strukturen mit einer Zertifizierungsbasis, die keine Schadenstoleranzbewertung 
umfasst, vor dem 26. August 2022, 

ii) im Falle von Flugzeugstrukturen, die zum Zeitpunkt des Geltungsbeginns dieser Änderungsverordnung einen 
vollständigen Ermüdungstest durchlaufen, vor dem 26. Februar 2026, 

iii) bei allen anderen Flugzeugstrukturen vor dem 26. Februar 2025. 

c) Antragsteller für den Erwerb einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung nach Artikel 1 
Absatz 2 Buchstabe c für ein Großflugzeug mit Turbinentriebwerk mit einem Starthöchstgewicht (MTOW) von 
mehr als 34 019 kg (75 000 lbs) müssen 

i) eine Gültigkeitsgrenze (LOV) festlegen und den ALS durch Aufnahme dieser LOV entsprechend ändern, 

ii) bestehende und neue Instandhaltungsmaßnahmen ermitteln, die Einfluss auf die LOV haben, und Serviceinfor­
mationen entwickeln, die die Betreiber für die Durchführung dieser Instandhaltungsmaßnahmen benötigen, 
sowie die Serviceinformationen für die Instandhaltungsmaßnahmen an die Agentur entsprechend dem mit 
dieser verbindlich vereinbarten Zeitplan übermitteln. 

d) Antragsteller für den Erwerb einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung nach Artikel 1 
Absatz 2 Buchstabe c müssen der Agentur die nach Buchstabe c festgelegte LOV und den in jenem Absatz 
genannten ALS zusammen mit dem verbindlichen Zeitplan zur Genehmigung vorlegen. 

e) Für die Verpflichtungen nach Buchstabe d gelten die folgenden Fristen: 

i) vor dem von der Agentur im Plan des Antragstellers genehmigten Datum für den Abschluss von Tests und 
Analysen aller Flugzeugstrukturen, die für die Festlegung der LOV neue vollständige Ermüdungstests erfordern, 

ii) bei allen anderen Flugzeugstrukturen vor dem 26. Februar 2025. 
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26.304 Programm zur Korrosionsprävention und -kontrolle 

a) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung für ein am oder nach dem 1. Januar 
1958 zugelassenes Großflugzeug mit Turbinentriebwerk, für das die Musterzulassung vor dem 1. Januar 2019 
beantragt wurde, müssen ein Basis-Programm zur Korrosionsprävention und -kontrolle (CPCP) festlegen. 

b) Sofern das Basis-CPCP nach Buchstabe a nicht bereits von der Agentur nach der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 
Anhang 1 Punkt 21.A.3B(c)(1) oder in einem von der Agentur genehmigten Bericht des Gremiums für die 
Überprüfung der Instandhaltung (MRBR) genehmigt wurde, muss der Inhaber einer Musterzulassung oder einer 
eingeschränkten Musterzulassung der Agentur das CPCP vor dem 26. Februar 2023 zur Genehmigung vorlegen. 

c) Antragsteller für den Erwerb einer Musterzulassung oder eingeschränkten Musterzulassung nach Artikel 1 Absatz 2 
Buchstabe c für ein Großflugzeug mit Turbinentriebwerk müssen vor der Ausstellung einer Musterzulassung ein 
Basis-CPCP festlegen. 

26.305 Gültigkeit des Programms für die Aufrechterhaltung der strukturellen Integrität 

a) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung für ein am oder nach dem 
1. Januar 1958 zugelassenes Großflugzeug mit Turbinentriebwerk, für das die Musterzulassung vor dem 1. Januar 
2019 beantragt wurde, müssen ein Verfahren festlegen und umsetzen, mit dem gewährleistet wird, dass das 
Programm für die Aufrechterhaltung der strukturellen Integrität über die Betriebsdauer des Flugzeugs hinweg unter 
Berücksichtigung der Service-Erfahrung und des laufenden Betriebs gültig bleibt. 

b) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung müssen der Agentur vor dem 
26. Februar 2023 eine Beschreibung des Verfahrens nach Buchstabe a zur Genehmigung vorlegen. Inhaber einer 
Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung müssen das Verfahren innerhalb von 6 Monaten nach 
Genehmigung durch die Agentur durchführen. 

c) Antragsteller für den Erwerb einer Musterzulassung oder eingeschränkten Musterzulassung nach Artikel 1 Absatz 2 
Buchstabe c für ein Großflugzeug mit Turbinentriebwerk müssen ein Verfahren festlegen und umsetzen‚ mit dem 
gewährleistet wird, dass das Programm für die Aufrechterhaltung der strukturellen Integrität über die Betriebsdauer 
des Flugzeugs hinweg unter Berücksichtigung der Service-Erfahrung und des laufenden Betriebs gültig bleibt. Sie 
müssen der Agentur vor dem 26. Februar 2023 oder vor der Ausstellung der Musterzulassung, je nachdem welcher 
Zeitpunkt später liegt, eine Beschreibung des Verfahrens zur Genehmigung vorlegen und das Verfahren innerhalb 
von 6 Monaten nach der Genehmigung durchführen. 

26.306 Ermüdungskritische Basisstruktur 

a) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung für ein Großflugzeug mit 
Turbinentriebwerk, das für die Beförderung von 30 Fluggästen oder mehr oder eine Nutzlastkapazität von 3 402 kg 
(7 500 lbs) oder mehr am oder nach dem 1. Januar 1958 zugelassen wurde und für das die Musterzulassung vor dem 
1. Januar 2019 beantragt wurde, müssen die ermüdungskritischen Basisstrukturen (FCBS) für alle in der 
Musterzulassung oder eingeschränkten Musterzulassung enthaltenen Flugzeugmustervarianten und abgeleiteten 
Versionen angeben und auflisten. 

b) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung müssen der Agentur die in Buchstabe a 
genannte Liste der Strukturen vor dem 26. August 2021 zur Genehmigung vorlegen. 

c) Nach Genehmigung der in Buchstabe a genannten Liste durch die Agentur müssen die Inhaber einer 
Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung die Liste den zur Einhaltung der Punkte 26.330 und 
26.370 verpflichteten Betreibern und Personen zur Verfügung stellen. 

d) Antragsteller nach Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c für den Erwerb einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten 
Musterzulassung für ein Großflugzeug mit Turbinentriebwerk, das für die Beförderung von 30 Fluggästen oder mehr 
oder eine Nutzlastkapazität von 3 402 kg (7 500 lbs) oder mehr zugelassen werden soll, müssen die ermüdungs­
kritischen Basisstrukturen (FCBS) für alle in der Musterzulassung oder eingeschränkten Musterzulassung 
enthaltenen Flugzeugmustervarianten und abgeleiteten Versionen angeben und auflisten. Sie müssen der Agentur 
vor dem 26. August 2021 oder vor der Ausstellung der Musterzulassung, je nachdem welcher Zeitpunkt später 
liegt, die Liste der Strukturen zur Genehmigung vorlegen. 

e) Nach Genehmigung der in Buchstabe d genannten Liste durch die Agentur müssen die Inhaber einer 
Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung nach Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c die Liste den zur 
Einhaltung von Punkt 26.370 verpflichteten Betreibern und Personen zur Verfügung stellen. 

26.307 Schadenstoleranzdaten für bestehende Änderungen der ermüdungskritischen Struktur 

a) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung für ein Großflugzeug mit 
Turbinenantrieb, das für die Beförderung von 30 Fluggästen oder mehr oder eine Nutzlastkapazität von 3 402 kg 
(7 500 lbs) oder mehr am oder nach dem 1. Januar 1958 zugelassen wurde, müssen im Falle von am 26. Februar 
2021 bestehenden Änderungen oder ermüdungskritischen modifizierten Strukturen (FCMS) 

i) bestehende Konstruktionsänderungen (Konstruktionsmodifizierungen) überprüfen und alle Änderungen mit 
Auswirkungen auf die FCBS nach Punkt 26.306 ermitteln, 
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ii) für jede nach Buchstabe a Ziffer i ermittelte Änderung jegliche zugehörige ermüdungskritische modifizierte 
Struktur (FCMS) ermitteln, 

iii) für jede nach Buchstabe a Ziffer i ermittelte Änderung eine Schadenstoleranzbewertung vornehmen und die 
zugehörigen Schadenstoleranzinspektionen festlegen und dokumentieren. 

b) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung müssen der Agentur die Liste der nach 
Buchstabe a Ziffer ii ermittelten ermüdungskritischen modifizierten Strukturen vor dem 26. Februar 2022 zur 
Genehmigung vorlegen. 

c) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung müssen der Agentur die Daten der 
Schadenstoleranz, auch der DTI, die sich aus der nach Buchstabe a Ziffer iii durchgeführten Bewertung ergeben 
haben, vor dem 26. August 2022 zur Genehmigung vorlegen. 

d) Nachdem die Agentur die ihr nach Buchstabe b vorgelegte FCMS-Liste genehmigt hat, müssen die Inhaber einer 
Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung diese Liste den zur Einhaltung der Punkte 26.330 
und 26.370 verpflichteten Betreibern und Personen zur Verfügung stellen. 

26.308 Schadenstoleranzdaten für bestehende Reparaturen der ermüdungskritischen Struktur 

a) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung für ein Großflugzeug mit 
Turbinenantrieb, das für die Beförderung von 30 Fluggästen oder mehr oder eine Nutzlastkapazität von 3 402 kg 
(7 500 lbs) oder mehr am oder nach dem 1. Januar 1958 zugelassen wurde, müssen im Falle von am 
26. Februar 2021 bestehenden veröffentlichten Reparaturen 

i) die Reparaturdaten überprüfen und jede in den Daten spezifizierte Reparatur ermitteln, die sich auf die 
ermüdungskritische modifizierte Struktur auswirkt, die nach Punkt 26.306(a) und Punkt 26.307(a)(ii) ermittelt 
wurde, 

ii) eine Schadenstoleranzbewertung für jede nach Buchstabe a Ziffer i ermittelte Reparatur durchführen, sofern dies 
nicht bereits erfolgt ist. 

b) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung müssen der Agentur die Daten der 
Schadenstoleranz, auch der DTI, die sich aus der nach Buchstabe a Ziffer ii durchgeführten Bewertung ergeben 
haben, vor dem 26. Mai 2022 zur Genehmigung vorlegen, sofern die Genehmigung nicht bereits vor dem 
26. August 2022 nach der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 Anhang I (Teil 21) Punkt 21.A.435(b)(2) erteilt wurde. 

26.309 Leitlinien für die Bewertung von Reparaturen 

a) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung für ein Großflugzeug mit 
Turbinenantrieb, das für die Beförderung von 30 Fluggästen oder mehr oder eine Nutzlastkapazität von 3 402 kg 
(7 500 lbs) oder mehr am oder nach dem 1. Januar 1958 zugelassen wurde und für das die Musterzulassung oder 
eingeschränkte Musterzulassung vor dem 11. Januar 2008 erteilt wurde, müssen Leitlinien für die Reparatur­
bewertung (REG) entwickeln und darin Folgendes festlegen: 

i) ein Verfahren für die Durchführung von Erhebungen, mit denen sich feststellen lässt, welche Flugzeuge betroffen 
sind, und mit denen alle bestehenden Reparaturen ermittelt und dokumentiert werden können, die sich auf nach 
Punkt 26.306(a) und Punkt 26.307(a)(ii) ermittelte ermüdungskritische Strukturen auswirken, 

ii) ein Verfahren, das Betreiber in die Lage versetzt, eine DTI für Reparaturen zu erhalten, die nach Buchstabe a 
Ziffer i ermittelt wurden, 

iii) einen Umsetzungsplan mit den Zeitvorgaben für die Durchführung von Erhebungen zu Flugzeugen, auf deren 
Grundlage anschließend die DTI festgelegt und in das Instandhaltungsprogramm des Flugzeugbetreibers 
aufgenommen werden können. 

b) Inhaber einer Musterzulassung oder einer eingeschränkten Musterzulassung müssen der Agentur die nach Buchstabe 
a entwickelten Leitlinien für die Reparaturbewertung vor dem 26. Februar 2023 zur Genehmigung vorlegen. 

26.330 Schadenstoleranzdaten für bestehende ergänzende Musterzulassungen, sonstige bestehende 
erhebliche Änderungen und bestehende Reparaturen, die sich auf diese Änderungen oder 
ergänzenden Musterzulassungen auswirken 

a) Im Falle von Großflugzeugen, die am oder nach dem 1. Januar 1958 für die Beförderung von 30 Fluggästen oder 
mehr oder eine Nutzlastkapazität von 3 402 kg (7 500 lbs) oder mehr zugelassen wurden, müssen Inhaber einer 
vor dem 26. Februar 2021 erteilten ergänzenden Musterzulassung für eine erhebliche Änderung oder, sofern eine 
erhebliche Änderung als nach der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 Artikel 4 genehmigt gilt, Betreiber unterstützen, 
die Punkt 26.370(a)(ii) genügen müssen, indem sie die negativen Auswirkungen dieser Änderungen sowie der 
Reparaturen dieser Änderungen an der Flugzeugstruktur beseitigen, und den Anforderungen der Punkte 26.331 bis 
26.334 genügen. 
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b) Buchstabe a gilt nicht für erhebliche Änderungen und Reparaturen gegenüber einem Flugzeugmuster, für das vor 
dem 26. Februar 2021 erstmals eine Musterzulassung erteilt wurde, sofern das Flugzeugmuster eine der folgenden 
Bedingungen erfüllt: 

i) Es ist in Tabelle A.1 der Anlage 1 aufgeführt. 

ii) Es wird nach dem 26. Februar 2021 nicht mehr betrieben. 

iii) Es wurde nicht für den zivilen Flugbetrieb mit einer Nutzlast oder Fluggästen zugelassen. 

iv) Für das Flugzeug wurde entsprechend den Schadenstoleranzanforderungen eine eingeschränkte 
Musterzulassung erteilt, sofern nicht 75 % seiner maximalen Nutzungsdauer überschritten wurden und das 
Flugzeug primär für den Herstellungsbetrieb des Inhabers der eingeschränkten Musterzulassung eingesetzt 
wurde. 

v) Für das Flugzeug wurde eine eingeschränkte Musterzulassung erteilt und es wurde hauptsächlich für die 
Brandbekämpfung konstruiert. 

c) Buchstabe a gilt nicht für erhebliche Änderungen und Reparaturen an einem Flugzeug, das erstmals vor dem 
26. Februar 2021 zugelassen wurde, sofern kein am und nach dem 26. August 2022 in Betrieb befindliches 
Flugzeug dieses Musters einer Änderung oder Reparatur unterzogen wurde bzw. wird. 

d) Die Ausnahmen nach Buchstabe b Ziffern ii bis vi und Buchstabe c gelten nur, sofern der Inhaber der Änderungsge­
nehmigung der Agentur vor dem 26. Februar 2022 eine Liste zur Genehmigung vorgelegt hat, in der die 
Änderungen, die sich auf die ermüdungskritische Basisstruktur auswirken, zusammen mit Angaben zu den 
Gründen, weshalb die einzelnen Änderungen in die Liste aufgenommen wurden, aufgeführt sind. 

26.331 Compliance-Plan für Inhaber von ergänzenden Musterzulassungen 

Inhaber einer Änderungsgenehmigung müssen 

a) einen Compliance-Plan festlegen‚ der auf die Anforderungen der Punkte 26.332 bis 26.334 eingeht, 

b) den in Buchstabe a genannten Compliance-Plan der Agentur vor dem 25. August 2021 zur Genehmigung vorlegen. 

26.332 Feststellung von Änderungen, die sich auf die ermüdungskritische Struktur auswirken 

a) Inhaber einer Änderungsgenehmigung müssen 

i) die Änderungen überprüfen und diejenigen Änderungen ermitteln, die sich auf die ermüdungskritische 
Basisstruktur auswirken, 

ii) für jede nach Buchstabe a Ziffer i ermittelte Änderung jegliche zugehörige ermüdungskritische modifizierte 
Struktur (FCMS) ermitteln, 

iii) die veröffentlichten Reparaturen ermitteln, die sich auf jede nach Buchstabe a Ziffer i ermittelte Änderung 
auswirken. 

b) Inhaber einer Änderungsgenehmigung, die am oder nach dem 1. September 2003 erteilt wurde, müssen der 
Agentur eine Liste der nach Buchstabe a Ziffern i und ii ermittelten Änderungen und FCMS vor dem 26. Februar 
2022 zur Genehmigung vorlegen und nach der Genehmigung durch die Agentur die Liste den zur Einhaltung von 
Punkt 26.370(b)(ii) verpflichteten Betreibern und Personen zur Verfügung stellen. 

c) Die Inhaber einer vor dem 1. September 2003 erteilten Änderungsgenehmigung müssen 

i) der Agentur die Liste der nach Buchstabe a Ziffer i ermittelten Änderungen vor dem 26. Februar 2022 zur 
Genehmigung vorlegen, 

ii) auf Antrag eines Betreibers, der bei einer Änderung die Anforderungen von Punkt 26.370(a)(ii) erfüllen muss‚ 
alle mit der Änderung in Verbindung stehenden FCMS ermitteln und auflisten und diese Daten der Agentur 
innerhalb von 12 Monaten nach dem Antrag des Betreibers zur Genehmigung vorlegen, 

iii) nach Genehmigung aller nach Buchstabe c Ziffern i und ii vorgelegten Daten diese Daten den zur Einhaltung von 
Punkt 26.370(b)(ii) verpflichteten Personen und Betreibern zur Verfügung stellen. 

26.333 Schadenstoleranzdaten für ergänzende Musterzulassungen und Reparaturen gegenüber solchen 
ergänzenden Musterzulassungen, die am oder nach dem 1. September 2003 genehmigt wurden 

a) Die Inhaber einer am oder nach dem 1. September 2003 erteilten Änderungsgenehmigung müssen 

i) bei Änderungen und veröffentlichten Reparaturen, die nach Punkt 26.332(a)(i) und Punkt 26.332(a)(iii) ermittelt 
wurden, eine Schadenstoleranzbewertung durchführen, 

ii) die damit verbundene Schadenstoleranzinspektion festlegen und dokumentieren, sofern dies nicht bereits 
geschehen ist. 
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b) Inhaber einer Änderungsgenehmigung müssen der Agentur die Daten der Schadenstoleranz, die sich aus der nach 
Buchstabe a Ziffer i durchgeführten Bewertung ergeben haben, vor dem 26. Februar 2023 zur Genehmigung 
vorlegen, sofern die Daten nicht bereits nach der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 Anhang I (Teil 21) Punkt 21.B.111 
genehmigt wurden. 

c) Abweichend von Buchstabe b muss der Inhaber einer Änderungsgenehmigung nach Buchstabe a für Änderungen, 
für die in der Zertifizierungsbasis keine Schadenstoleranzbewertung vorgeschrieben war, der Agentur die 
Schadenstoleranzdaten, die sich aus der nach Buchstabe a durchgeführten Schadenstoleranzbewertung ergeben, 
innerhalb der folgenden Fristen zur Genehmigung vorlegen, je nachdem, welcher Zeitpunkt später liegt: 

i) bevor ein Flugzeug mit dieser Änderung nach der Verordnung (EU) Nr. 965/2012  * Anhang IV (Teil-CAT) 
betrieben wird, oder 

ii) vor dem 26. Februar 2023. 

26.334 Schadenstoleranzdaten für ergänzende Musterzulassungen und sonstige Änderungen sowie 
Reparaturen an diesen Änderungen, die vor dem 1. September 2003 genehmigt wurden 

a) Die Inhaber einer vor dem 1. September 2003 erteilten Änderungsgenehmigung müssen 

i) bei Änderungen und veröffentlichten Reparaturen, die nach Punkt 26.332(a)(i) und Punkt 26.332(a)(ii) ermittelt 
wurden, eine Schadenstoleranzbewertung durchführen, 

ii) die damit verbundene Schadenstoleranzinspektion festlegen und dokumentieren, sofern dies nicht bereits 
geschehen ist. 

b) Inhaber einer Änderungsgenehmigung müssen der Agentur die Schadenstoleranzdaten, die sich aus der nach 
Buchstabe a Ziffer i durchgeführten Schadenstoleranzbewertung ergeben, innerhalb der folgenden Fristen zur 
Genehmigung vorlegen, je nachdem, welcher Zeitpunkt später liegt: 

i) bevor ein Flugzeug mit dieser Änderung nach der Verordnung (EU) Nr. 965/2012* Anhang IV (Teil-CAT) 
betrieben wird, oder 

ii) vor dem 26. Februar 2023. 

26.370 Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit und Instandhaltungsprogramm für Luftfahrzeuge 

a) Betreiber oder Eigentümer von am oder nach dem 1. Januar 1958 zugelassenen Großflugzeugen mit 
Turbinenantrieb müssen die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von alternden Flugzeugstrukturen sicherstellen, 
indem sie das Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm nach der Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 der 
Kommission ** Anhang I (Teil-M) Punkt M.A.302 mit folgendem Inhalt erstellen: 

i) für Flugzeuge‚ die für die Beförderung von 30 Fluggästen oder mehr oder eine Nutzlastkapazität von mehr als 
3 402 kg (7 500 lbs) zugelassen sind, ein genehmigtes, auf Schadenstoleranz beruhendes Inspektionsprogramm, 

ii) für Flugzeuge‚ die nach der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 Anhang IV (Teil-CAT) betrieben werden und für die 
Beförderung von 30 Fluggästen oder mehr oder eine Nutzlastkapazität von mehr als 3 402 kg (7 500 lbs) 
zugelassen sind, eine Möglichkeit zur Beseitigung der negativen Auswirkungen, die Reparaturen und 
Modifizierungen auf ermüdungskritische Strukturen und die Inspektionen nach Buchstabe a Ziffer i haben 
können, 

iii) für Flugzeuge mit einem Starthöchstgewicht (MTOW) von über 34 019 kg (75 000 lbs) eine genehmigte LOV, 

iv) ein CPCP. 

b) Für die Verpflichtungen nach Buchstabe a gelten die folgenden Fristen: 

i) Das Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm muss überarbeitet werden, um den Anforderungen nach Buchstabe 
a Ziffern i, ii und iv vor dem 26. Februar 2024 oder vor der Inbetriebnahme des Flugzeugs nachzukommen, je 
nachdem, welcher Zeitpunkt später liegt. 

ii) Das Luftfahrzeug-Instandhaltungsprogramm muss überarbeitet werden, um den Anforderungen von Buchstabe a 
Ziffer iii vor dem 26. August 2021 oder 6 Monate nach der Veröffentlichung der LOV oder vor der 
Inbetriebnahme des Flugzeugs nachzukommen, je nachdem, welcher Zeitpunkt später liegt. 

c) Im Falle eines Flugzeugmusters, das erstmals vor dem 26. Februar 2021 zugelassen wurde und 

i) das nach dem 26. Februar 2024 nicht mehr betrieben wird, finden Buchstabe a Ziffern i, ii und iv keine 
Anwendung, 

ii) das nach dem 26. August 2021 nicht mehr betrieben wird, findet Buchstabe a Ziffer iii keine Anwendung, 
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iii) für das vor dem 26. Februar 2021 entsprechend den Schadenstoleranzanforderungen eine eingeschränkte 
Musterzulassung erteilt wurde, sofern nicht 75 % seiner maximalen Nutzungsdauer überschritten wurden und 
das Flugzeug primär für den Herstellungsbetrieb des Genehmigungsinhabers eingesetzt wurde, finden 
Buchstabe a Ziffern i, ii und iv keine Anwendung. 

d) Im Falle eines Flugzeugmusters mit einer eingeschränkten Musterzulassung, die vor dem 26. Februar 2021 erteilt 
wurde und das hauptsächlich für die Brandbekämpfung eingesetzt wird, finden Buchstabe a Ziffern i und ii keine 
Anwendung. 

_____________ 
* Verordnung (EU) Nr. 965/2012 der Kommission vom 5. Oktober 2012 zur Festlegung technischer Vorschriften und 

von Verwaltungsverfahren in Bezug auf den Flugbetrieb gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 296 vom 25.10.2012, S. 1). 

** Verordnung (EU) Nr. 1321/2014 der Kommission vom 26. November 2014 über die Aufrechterhaltung der 
Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen und luftfahrttechnischen Erzeugnissen, Teilen und Ausrüstungen und die 
Erteilung von Genehmigungen für Organisationen und Personen, die diese Tätigkeiten ausführen (ABl. L 362 vom 
17.12.2014, S. 1).“ 

7. Die folgende Anlage 1 wird angefügt: 

„Anlage 1 

Liste der Flugzeugmuster, für die einige Bestimmungen des Anhangs I (Teil-26) nicht gelten 

Tabelle A.1                                                              

TC-Inhaber Baumuster Modelle Bestimmungen von Anhang I 
(Teil-26), die NICHT gelten 

The Boeing Company 707 Alle Punkt 26.301 bis 26.334 

The Boeing Company 720 Alle Punkt 26.301 bis 26.334 

The Boeing Company DC-10 DC-10-10 
DC-10-30 
DC-10-30F 

Punkt 26.301 bis 26.334 

The Boeing Company DC-8 Alle Punkt 26.301 bis 26.334 

The Boeing Company DC-9 DC-9-11, DC-9-12, DC-9-13, 
DC-9-14,DC-9-15, DC-9-15F, 
DC-9-21, DC-9-31,DC-9-32, 
DC-9-32 (VC-9C), DC-9-32F,DC- 
9-32F (C-9A, C-9B), DC-9-33F, 
DC-9-34, DC-9-34F, DC-9-41, 
DC-9-51 

Punkt 26.301 bis 26.334 

The Boeing Company MD-90 MD-90-30 Punkt 26.301 bis 26.334 

FOKKER SERVICES B.V. F27 Mark 100, 200, 300, 400, 500, 
600, 700 

Punkt 26.301 bis 26.334 

FOKKER SERVICES B.V. F28 Mark 1000, 1000C, 2000, 3000, 
3000C, 3000R, 3000RC, 4000 

Punkt 26.301 bis 26.334 

GULFSTREAM AEROSPACE 
CORP. 

G-159 G-159 (Gulfstream I) Punkt 26.301 bis 26.334 

GULFSTREAM AEROSPACE 
CORP. 

G-II_III_IV_V G-1159A (GIII) 
G-1159B (GIIB) 
G-1159 (GII) 

Punkt 26.301 bis 26.334 

KELOWNA FLIGHTCRAFT LTD. CONVAIR 
340/440 

440 Punkt 26.301 bis 26.334 

LEARJET INC. Learjet 
24/25/31/3­
6/35/55/60 

24,24A,24B,24B-A,24D, 24D- 
A,24F,24F- 
A,25,25B,25C,25D,25F 

Punkt 26.301 bis 26.334 
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TC-Inhaber Baumuster Modelle Bestimmungen von Anhang I 
(Teil-26), die NICHT gelten 

LOCKHEED MARTIN COR­
PORATION 

1329 Alle Punkt 26.301 bis 26.334 

LOCKHEED MARTIN COR­
PORATION 

188 Alle Punkt 26.301 bis 26.334 

LOCKHEED MARTIN COR­
PORATION 

382 382, 382B, 382E, 382F, 382G Punkt 26.301 bis 26.334 

LOCKHEED MARTIN COR­
PORATION 

L-1011 Alle Punkt 26.301 bis 26.334 

PT. DIRGANTARA INDONESIA CN-235 Alle Punkt 26.301 bis 26.334 

SABRELINER CORPORATION NA-265 NA-265-65 Punkt 26.301 bis 26.334 

VIKING AIR LIMITED SD3 SD3-30 
Sherpa 
SD3 Sherpa 

Punkt 26.301 bis 26.334 

VIKING AIR LIMITED DHC-7 Alle Punkt 26.301 bis 26.334 

VIKING AIR LIMITED CL-215 CL-215-6B11 Punkt 26.301 bis 26.334 

TUPOLEV PUBLIC STOCK COM­
PANY 

TU-204 204-120CE Punkt 26.301 bis 26.334“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2020/1160 DER KOMMISSION 

vom 5. August 2020 

zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlängerung der 
Laufzeit der Genehmigung für die Wirkstoffe Aluminiumammoniumsulfat, Aluminiumsilicat, 
Blutmehl, Calciumcarbonat, Kohlendioxid, Teebaumextrakt, Rückstände aus der Fettdestillation, 
Fettsäuren C7 bis C20, Knoblauchextrakt, Gibberellinsäure, Gibberellin, hydrolysierte Proteine, 
Eisensulfat, Kieselgur (Diatomeenerde), Pflanzenöl/Rapsöl, Kaliumhydrogencarbonat, Quarzsand, 
Fischöl, Repellents (Geruch) tierischen oder pflanzlichen Ursprungs/Schafsfett, geradkettige 

Lepidopterenpheromone, Tebuconazol und Harnstoff 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des 
Rates (1), insbesondere auf Artikel 17 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In Teil A des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission (2) sind die Wirkstoffe 
aufgeführt, die als gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 genehmigt gelten. 

(2) Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2017/195 der Kommission (3) wurde der Genehmigungszeitraum für die 
Wirkstoffe Aluminiumammoniumsulfat, Aluminiumsilicat, Blutmehl, Calciumcarbonat, Kohlendioxid, 
Teebaumextrakt, Rückstände aus der Fettdestillation, Fettsäuren C7 bis C20, Knoblauchextrakt, Gibberellinsäure, 
Gibberellin, hydrolysierte Proteine, Eisensulfat, Kieselgur (Diatomeenerde), Pflanzenöl/Rapsöl, Kaliumhydrogen­
carbonat, Quarzsand, Fischöl, Repellents (Geruch) tierischen oder pflanzlichen Ursprungs/Schafsfett, geradkettige 
Lepidopterenpheromone und Harnstoff bis zum 31. August 2020 verlängert und mit der Durchführungsverordnung 
(EU) 2019/707 der Kommission (4) wurde die Genehmigungsdauer für den Wirkstoff Tebuconazol bis zum 
31. August 2020 verlängert. 

(3) Für diese Wirkstoffe wurden Anträge auf Erneuerung der Genehmigung gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 844/2012 der Kommission (5) gestellt. 

(4) Da sich die Bewertung all dieser Wirkstoffe aus Gründen verzögert hat, die die Antragsteller nicht zu verantworten 
haben, wird die Genehmigung für diese Wirkstoffe wahrscheinlich auslaufen, bevor eine Entscheidung über die 
Erneuerung der Genehmigung getroffen werden kann. Es ist somit erforderlich, die Laufzeit der Genehmigung zu 
verlängern. 

(5) In Fällen, in denen eine Verordnung zu erlassen ist, mit der die Erneuerung der Genehmigung für einen im Anhang 
der vorliegenden Verordnung genannten Wirkstoff abgelehnt wird, weil die Genehmigungskriterien nicht erfüllt 
sind, sollte das Ablaufdatum der Genehmigung auf das Datum festgesetzt werden, das vor dem Erlass der 
vorliegenden Verordnung galt, oder auf das Datum des Inkrafttretens der Verordnung, mit der die Erneuerung der 
Genehmigung für den Wirkstoff abgelehnt wird, je nachdem welches Datum das spätere ist. In Fällen, in denen eine 
Verordnung zur Erneuerung der Genehmigung für einen der im Anhang der vorliegenden Verordnung genannten 
Wirkstoffe erlassen wird, ist es entsprechend den Möglichkeiten der gegebenen Umstände angezeigt, den 
Geltungsbeginn auf das frühestmögliche Datum festzusetzen. 

(1) ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1. 
(2) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission vom 25. Mai 2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) 

Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Liste zugelassener Wirkstoffe (ABl. L 153 vom 11.6.2011, S. 1). 
(3) Durchführungsverordnung (EU) 2017/195 der Kommission vom 3. Februar 2017 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 

Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlängerung des Genehmigungszeitraums für mehrere in Teil B des Anhangs der Verordnung (EU) 
Nr. 686/2012 aufgeführte Wirkstoffe (Erneuerungsprogramm AIR IV) (ABl. L 31 vom 4.2.2017, S. 21). 

(4) Durchführungsverordnung (EU) 2019/707 der Kommission vom 7. Mai 2019 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlängerung der Laufzeit der Genehmigung für die Wirkstoffe Alpha-Cypermethrin, Beflubutamid, 
Benalaxyl, Benthiavalicarb, Bifenazat, Boscalid, Bromoxynil, Captan, Cyazofamid, Desmedipham, Dimethoat, Dimethomorph, Diuron, 
Ethephon, Etoxazol, Famoxadon, Fenamiphos, Flumioxazin, Fluoxastrobin, Folpet, Foramsulfuron, Formetanat, Metalaxyl-M, 
Methiocarb, Metribuzin, Milbemectin, Paecilomyces lilacinus Stamm 251, Phenmedipham, Phosmet, Pirimiphos‐methyl, Propamocarb, 
Prothioconazol, S-Metolachlor und Tebuconazol (ABl. L 120 vom 8.5.2019, S. 16). 

(5) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 844/2012 der Kommission vom 18. September 2012 zur Festlegung der notwendigen 
Bestimmungen für das Erneuerungsverfahren für Wirkstoffe gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABl. L 252 vom 19.9.2012, S. 26). 
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(6) Da die Wirkstoffgenehmigungen am 31. August 2020 auslaufen, sollte die vorliegende Verordnung so bald wie 
möglich in Kraft treten. 

(7) Die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 5. August 2020  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     
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ANHANG 

Teil A des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird wie folgt geändert: 

1. In Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 219 zu Aluminiumammoniumsulfat wird das Datum durch 
„31. August 2021“ ersetzt; 

2. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 220 zu Aluminiumsilicat wird das Datum durch „31. August 2021“ 
ersetzt; 

3. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 222 zu Blutmehl wird das Datum durch „31. August 2021“ ersetzt; 

4. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 224 zu Calciumcarbonat wird das Datum durch „31. August 2021“ 
ersetzt; 

5. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 225 zu Kohlendioxid wird das Datum durch „31. August 2021“ 
ersetzt; 

6. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 228 zu Teebaumextrakt wird das Datum durch „31. August 2021“ 
ersetzt; 

7. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 229 zu Rückständen aus der Fettdestillation wird das Datum durch 
„31. August 2021“ ersetzt; 

8. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 230 zu Fettsäuren C7 bis C20 wird das Datum durch „31. August 
2021“ ersetzt; 

9. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 231 zu Knoblauchextrakt wird das Datum durch „31. August 2021“ 
ersetzt; 

10. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 232 zu Gibberellinsäure wird das Datum durch „31. August 2021“ 
ersetzt; 

11. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 233 zu Gibberellin wird das Datum durch „31. August 2021“ 
ersetzt; 

12. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 234 zu hydrolysierten Proteinen wird das Datum durch „31. August 
2021“ ersetzt; 

13. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 235 zu Eisensulfat wird das Datum durch „31. August 2021“ 
ersetzt; 

14. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 236 zu Kieselgur (Diatomeenerde) wird das Datum durch 
„31. August 2021“ ersetzt; 

15. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 242 zu Pflanzenöl/Rapsöl wird das Datum durch „31. August 
2021“ ersetzt; 

16. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 244 zu Kaliumhydrogencarbonat wird das Datum durch 
„31. August 2021“ ersetzt; 

17. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 247 zu Quarzsand wird das Datum durch „31. August 2021“ 
ersetzt; 

18. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 248 zu Fischöl wird das Datum durch „31. August 2021“ ersetzt; 

19. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 249 zu Repellents (Geruch) tierischen oder pflanzlichen 
Ursprungs/Schafsfett wird das Datum durch „31. August 2021“ ersetzt; 

20. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 255 zu geradkettigen Lepidopterenpheromonen wird das Datum 
durch „31. August 2021“ ersetzt; 

21. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 268 zu Tebuconazol wird das Datum durch „31. August 2021“ 
ersetzt. 

22. in Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 257 zu Harnstoff wird das Datum durch „31. August 2021“ ersetzt.   
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BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2020/1161 DER KOMMISSION 

vom 4. August 2020 

zur Erstellung einer Beobachtungsliste von Stoffen für eine unionsweite Überwachung im Bereich 
der Wasserpolitik gemäß der Richtlinie 2008/105/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2020) 5205) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2008/105/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über 
Umweltqualitätsnormen im Bereich der Wasserpolitik und zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinien 
des Rates 82/176/EWG, 83/513/EWG, 84/156/EWG, 84/491/EWG und 86/280/EWG sowie zur Änderung der Richtlinie 
2000/60/EG (1), insbesondere auf Artikel 8b Absatz 5 Unterabsatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 8b Absatz 1 der Richtlinie 2008/105/EG wird eine Beobachtungsliste der Stoffe erstellt, für die zum 
Zweck der Unterstützung zukünftiger Priorisierungsverfahren gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 
2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (2) unionsweite Überwachungsdaten gesammelt werden. 
Die erste derartige Beobachtungsliste sollte für jeden Stoff Überwachungsmatrizes und mögliche Analysemethoden, 
die keine übermäßigen Kosten verursachen, angeben. 

(2) Die Stoffe in der Beobachtungsliste sind unter den Stoffen auszuwählen, die nach verfügbaren Informationen ein 
erhebliches Risiko für bzw. durch die aquatische Umwelt auf Unionsebene darstellen, für die aber keine 
ausreichenden Überwachungsdaten vorliegen, anhand deren das tatsächlich bestehende Risiko festgestellt werden 
könnte. Hochtoxische Stoffe, die in zahlreichen Mitgliedstaaten verwendet und in die aquatische Umwelt eingeleitet, 
aber nicht oder nur selten überwacht werden, sollten für eine Aufnahme in die Beobachtungsliste in Betracht 
gezogen werden. Bei der Auswahl sind die in Artikel 8b Absatz 1 Buchstaben a bis e der Richtlinie 2008/105/EG 
genannten Informationen zu berücksichtigen, wobei neu auftretenden Schadstoffen besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet werden sollte. 

(3) Die Überwachung der in der Beobachtungsliste aufgeführten Stoffe sollte hochwertige Daten zu den 
Konzentrationen dieser Stoffe in der aquatischen Umwelt liefern, die — in einer gesonderten Überprüfung gemäß 
Artikel 16 Absatz 4 der Richtlinie 2000/60/EG — die Risikobewertungen zur Ermittlung prioritärer Stoffe stützen 
können. Stoffe, von denen dieser Überprüfung zufolge ein erhebliches Risiko ausgeht, sollten für eine Aufnahme in 
die Liste prioritärer Stoffe in Betracht gezogen werden. Sodann würde auch eine Umweltqualitätsnorm festgesetzt, 
die die Mitgliedstaaten einhalten müssen. Der Vorschlag zur Aufnahme eines Stoffes in die Liste prioritärer Stoffe 
wäre Gegenstand einer Folgenabschätzung. 

(4) Die erste Beobachtungsliste von Stoffen wurde im Durchführungsbeschluss (EU) 2015/495 der Kommission (3) 
festgelegt und enthielt zehn Stoffe oder Stoffgruppen zusammen mit Angaben zur Überwachungsmatrix, zu den 
möglichen Analysemethoden, die keine übermäßigen Kosten mit sich bringen, sowie zu den höchstzulässigen 
Nachweisgrenzen. 

(5) Gemäß Artikel 8b Absatz 2 der Richtlinie 2008/105/EG aktualisiert die Kommission die Beobachtungsliste alle zwei 
Jahre. Bei der Aktualisierung der Liste streicht die Kommission alle Stoffe, bei denen eine Risikobewertung gemäß 
Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 2000/60/EG ohne zusätzliche Überwachungsdaten durchgeführt werden kann. 

(1) ABl. L 348 vom 24.12.2008, S. 84. 
(2) Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für 

Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 327 vom 22.12.2000, S. 1). 
(3) Durchführungsbeschluss (EU) 2015/495 der Kommission vom 20. März 2015 zur Erstellung einer Beobachtungsliste von Stoffen für 

eine unionsweite Überwachung im Bereich der Wasserpolitik gemäß der Richtlinie 2008/105/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates (ABl. L 78 vom 24.3.2015, S. 40). 
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(6) Die Beobachtungsliste wurde im Jahr 2018 mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 2018/840 der Kommission (4) 
aktualisiert; dabei wurden fünf Stoffe entfernt und drei hinzugefügt, sodass die Liste acht Stoffe oder Stoffgruppen 
enthielt, 

(7) Gemäß Artikel 8b Absatz 2 der Richtlinie 2008/105/EG darf der Zeitraum für eine kontinuierliche Überwachung 
eines einzelnen Stoffes aufgrund seiner Aufnahme in die Beobachtungsliste vier Jahre nicht überschreiten. Daher lief 
die Überwachungsverpflichtung für die fünf Stoffe oder Stoffgruppen, die seit 2015 auf der Liste standen, nämlich 
17-alpha-Ethinylöstradiol (EE2), 17-beta-Östradiol (E2) und Östron (E1), die Gruppe der Makrolid-Antibiotika, 
Methiocarb und die Gruppe der Neonicotinoide 2019 aus. Die erfassten Überwachungsdaten werden im Rahmen 
des Priorisierungsverfahrens gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 2000/60/EG geprüft werden. 

(8) Auf der Grundlage der Überwachungsdaten, die seit 2018 für die drei anderen Stoffe, nämlich Metaflumizon, 
Amoxicillin und Ciprofloxacin, erfasst wurden, kam die Kommission zu dem Schluss, dass keine ausreichend 
hochwertigen Überwachungsdaten vorliegen und diese Stoffe daher auf der Beobachtungsliste verbleiben sollten. 

(9) Im Jahr 2019 sammelte die Kommission Daten über eine Reihe weiterer Stoffe, die in die Beobachtungsliste 
aufgenommen werden könnten. Dabei berücksichtigte sie die unterschiedlichen Arten relevanter Informationen 
gemäß Artikel 8b Absatz 1 der Richtlinie 2008/105/EG und konsultierte Sachverständige aus den Mitgliedstaaten 
sowie Gruppen von Interessenträgern. Stoffe, bei denen Zweifel an ihrer Toxizität bestehen oder für die die 
Empfindlichkeit, Zuverlässigkeit oder Vergleichbarkeit der verfügbaren Überwachungsmethoden nicht angemessen 
sind, sollten nicht in die Beobachtungsliste aufgenommen werden. Das Sulfonamid-Antibiotikum Sulfamethoxazol 
und das Diaminopyrimidin-Antibiotikum Trimethoprim, das Antidepressivum Venlafaxin und sein Metabolit O- 
Desmethylvenlafaxin, eine Gruppe von drei Arzneimitteln aus der Klasse der Azole (Clotrimazol, Fluconazol und 
Miconazol) und sieben Pestizide aus der Klasse der Azole (Imazalil, Ipconazol, Metconazol, Penconazol, Prochloraz, 
Tebuconazol, Tetraconazol) sowie die Fungizide Famoxadon und Dimoxystrobin wurden als geeignete Kandidaten 
ermittelt. Die Aufnahme verschiedener Arzneimittel in die Liste steht im Einklang mit dem strategischen Ansatz der 
Europäischen Union für Arzneimittel in der Umwelt (5) und die Aufnahme von zwei Antibiotika steht außerdem im 
Einklang mit dem Europäischen Aktionsplan zur Bekämpfung antimikrobieller Resistenzen (6), in dem die 
Verwendung der Beobachtungsliste befürwortet wird, „um die Kenntnisse über das Auftreten und die Verbreitung 
antimikrobieller Mittel in der Umwelt zu verbessern“. 

(10) Die Kommission hat im Einklang mit Artikel 8b Absatz 1 der Richtlinie 2008/105/EG mögliche Analysemethoden 
für die vorgeschlagenen Stoffe ermittelt. Die Nachweisgrenze der jeweiligen Methode sollte für jeden Stoff, 
einschließlich für jeden einzelnen Stoff einer Gruppe, mindestens so niedrig sein wie die wahrscheinliche Nicht- 
Effekt-Konzentration jedes Stoffs in der betreffenden Matrix. 

(11) Sulfamethoxazol und Trimethoprim werden aufgrund ihrer angeblichen synergistischen Wirkungen häufig, aber 
nicht immer, zusammen verwendet; sie können und sollten gemeinsam analysiert werden, auch wenn sie in der 
Liste nicht in einer Gruppe erfasst sind. Venlafaxin und sein Metabolit werden aufgrund ihrer potenziellen additiven 
Wirkungen in einer Gruppe zusammengefasst; sie können und sollten gemeinsam analysiert werden. Die Stoffe der 
Klasse der Azole sind in einer Gruppe zusammengefasst, weil sie die gleiche Wirkungsweise aufweisen und 
möglicherweise additive Wirkungen haben können, auch wenn ihre Emissionen aus verschiedenen Quellen 
stammen und im Laufe der Zeit wahrscheinlich fluktuieren; sie können und sollten gemeinsam analysiert werden. 
Die beiden Fungizide, deren Emissionen wahrscheinlich ebenfalls fluktuieren, können, müssen aber nicht 
gemeinsam analysiert werden. 

(12) Es ist davon auszugehen, dass die in der Beobachtungsliste festgelegten Analysemethoden keine übermäßigen Kosten 
verursachen werden. Sollten künftig neue Informationen zu einer Absenkung der wahrscheinlichen Nicht-Effekt- 
Konzentration für bestimmte Stoffe führen, so muss die höchstzulässige Nachweisgrenze der Methode 
möglicherweise herabgesetzt werden, solange diese Stoffe in der Liste verbleiben. 

(13) Der Vergleichbarkeit wegen sollten alle Stoffe in Gesamtwasserproben überwacht werden. 

(14) Aus Gründen der Rechtsklarheit sollte der gesamte Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2018/840 ersetzt 
werden. Der Durchführungsbeschluss (EU) 2018/840 sollte daher aufgehoben werden. 

(15) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des mit Artikel 21 Absatz 1 der 
Richtlinie 2000/60/EG eingesetzten Ausschusses — 

(4) Durchführungsbeschluss (EU) 2018/840 der Kommission vom 5. Juni 2018 zur Erstellung einer Beobachtungsliste von Stoffen für eine 
unionsweite Überwachung im Bereich der Wasserpolitik gemäß der Richtlinie 2008/105/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates und zur Aufhebung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2015/495 der Kommission (ABl. L 141 vom 7.6.2018, S. 9). 

(5) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat und den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss — 
Strategischer Ansatz der Europäischen Union für Arzneimittel in der Umwelt (COM(2019) 128 final). 

(6) Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament — Europäischer Aktionsplan zur Bekämpfung antimikrobieller 
Resistenzen im Rahmen des Konzepts „Eine Gesundheit“ (COM(2017) 339 final). 
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Beobachtungsliste von Stoffen für eine unionsweite Überwachung im Bereich der Wasserpolitik gemäß Artikel 8b der 
Richtlinie 2008/105/EG ist im Anhang dieses Beschlusses festgelegt. 

Artikel 2 

Der Durchführungsbeschluss (EU) 2018/840 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 4. August 2020  

Für die Kommission 
Virginijus SINKEVIČIUS 

Mitglied der Kommission     
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ANHANG 

Beobachtungsliste von Stoffen für eine unionsweite Überwachung gemäß Artikel 8b der Richtlinie 
2008/105/EG 

Name des Stoffs/der Stoffgruppe CAS-Nummer  (1) EU-Nummer  (2) Angezeigte 
Analysemethode  (3)  (4) 

Höchstzulässige 
Nachweisgrenze der 

Methode (ng/l) 

Metaflumizon 139968-49-3 604-167-6 LLE-LC-MS-MS oder 
SPE-LC-MS-MS 

65 

Amoxicillin 26787-78-0 248-003-8 SPE-LC-MS-MS 78 

Ciprofloxacin 85721-33-1 617-751-0 SPE-LC-MS-MS 89 

Sulfamethoxazol  (5) 723-46-6 211-963-3 SPE-LC-MS-MS 100 

Trimethoprim  (5) 738-70-5 212-006-2 SPE-LC-MS-MS 100 

Venlafaxin und 
O-Desmethylvenlafaxin  (6) 

93413-69-5 
93413-62-8 

618-944-2 
700-516-2 

SPE-LC-MS-MS 6 

Azol-Verbindungen  (7)   SPE-LC-MS-MS  

Clotrimazol 
Fluconazol 
Imazalil 
Ipconazol 
Metconazol 
Miconazol 
Penconazol 
Prochloraz 
Tebuconazol 
Tetraconazol 

23593-75-1 
86386-73-4 
35554-44-0 

125225-28-7 
125116-23-6 
22916-47-8 
66246-88-6 
67747-09-5 

107534-96-3 
112281-77-3 

245-764-8 
627-806-0 
252-615-0 
603-038-1 
603-031-3 
245-324-5 
266-275-6 
266-994-5 
403-640-2 
407-760-6  

20 
250 
800 
44 
29 

200 
1 700 
161 
240 

1 900 

Dimoxystrobin 149961-52-4 604-712-8 SPE-LC-MS-MS 32 

Famoxadon 131807-57-3 603-520-1 SPE-LC-MS-MS 8,5 

(1) Chemical Abstracts Service 
(2) Nummer der Europäischen Union 
(3) Damit die Vergleichbarkeit der Ergebnisse aus verschiedenen Mitgliedstaaten gewährleistet ist, werden alle Stoffe in Gesamtwas­

serproben überwacht. 
(4) Extraktionsmethoden: 

LLE — Flüssig-Flüssig-Extraktion 
SPE — Festphasenextraktion 
Analysemethoden: 
LC-MS-MS — Flüssigchromatographie gekoppelt mit Triple-Quadrupol-Tandem-Massenspektrometrie. 

(5) Sulfamethoxazol und Trimethoprim werden zusammen in denselben Proben analysiert, aber es werden Einzelkonzentrationen 
angegeben. 

(6) Venlafaxin und O-Desmethylvenlafaxin werden zusammen in denselben Proben analysiert, aber es werden Einzelkonzentrationen 
angegeben. 

(7) Die Azol-Verbindungen werden zusammen in denselben Proben analysiert, aber es werden Einzelkonzentrationen angegeben.   
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RECHTSAKTE VON GREMIEN, DIE IM RAHMEN 
INTERNATIONALER ÜBEREINKÜNFTE EINGESETZT 

WURDEN 

BESCHLUSS Nr. 1/2020 DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES EG-FÄRÖER 

vom 27. Juli 2020 

zur Änderung der Protokolle Nr. 1 und Nr. 4 zu dem Abkommen zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft einerseits und der Regierung von Dänemark und der Landesregierung der Färöer 

andererseits [2020/1162] 

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft einerseits und der Regierung von Dänemark und der 
Landesregierung der Färöer andererseits (1), insbesondere auf Artikel 34 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Protokoll Nr. 1 zu dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft einerseits und der Regierung von 
Dänemark und der Landesregierung der Färöer andererseits (im Folgenden „Abkommen“) betrifft die Zollregelung 
und die Vereinbarungen für bestimmte in der Europäischen Union in den zollrechtlich freien Verkehr übergeführte 
oder nach den Färöern eingeführte Fische und Fischereierzeugnisse. Im Anhang des Protokolls Nr. 1 werden die 
Präferenzzölle und die anderen Bedingungen, die bei der Einfuhr in die Europäischen Union von Erzeugnissen mit 
Ursprung auf und Herkunft aus den Färöern gelten, aufgeführt. 

(2) Die Färöer haben einen Antrag auf der Grundlage von Artikel 36 des Abkommens auf Hinzufügung der KN-Codes 
0303 53 90 und 1604 13 90 im Anhang des Protokolls Nr. 1 übermittelt. Die Europäische Union ist nach der 
Prüfung des relevanten Marktes der Auffassung, dass die Erzeugnisse, auf welche sich diese Codes beziehen, ohne 
mengenmäßige Beschränkungen zollfrei in die Europäische Union eingeführt werden könnten. 

(3) Das Protokoll Nr. 4 zu dem Abkommen betrifft die besonderen Bestimmungen für die Einfuhr bestimmter nicht in 
Protokoll Nr. 1 aufgeführter landwirtschaftlicher Erzeugnisse. 

(4) Die Europäische Union hat gemäß Artikel 1 des Protokolls Nr. 4 ursprünglich Zollzugeständnisse für färöisches 
Fischfutter gewährt, und zwar für ein jährliches zollfreies Kontingent von 5 000 Tonnen. Dieses zollfreie Kontingent 
wurde durch den Beschluss Nr. 2/98 des Gemischten Ausschusses EG/Dänemark-Färöer (2) geändert, mit dem es ab 
dem 1. Januar 2000 auf 10 000 Tonnen aufgestockt wurde, sowie durch den Beschluss Nr. 1/2007 des Gemischten 
Ausschusses EG/Dänemark-Färöer (3), mit dem es auf 20 000 Tonnen aufgestockt wurde und in dem festgelegt ist, 
dass das im Rahmen der Präferenzregelung eingeführte Fischfutter kein zugesetztes Gluten enthalten darf. 

(5) Die Färöer beantragten das Protokoll Nr. 4 dahin gehend zu ändern, dass die Beschränkungen für zugesetztes Gluten 
in unter die Präferenzregelung fallendes Fischfutter gestrichen wird, da Gluten ein wesentlicher Rohstoff in der 
Fischfutterzusammensetzung geworden sei. 

(6) In Artikel 2 des Protokolls Nr. 4 werden Ursprungserzeugnisse der Europäischen Union aufgeführt, die unter die 
Kapitel 1 bis 24 des Harmonisierten Systems fallen, für die vonseiten der Färöer bei der Einfuhr nach den Färöern 
keine Zollfreiheit gewährt wird. 

(7) Die Europäische Union beantragte die Eröffnung eines zollfreien Kontingents für die KN-Codes 0204, 0206 80 99, 
0206 90 99, 0210 90 11, 0210 90 60, ex 0210 90 90, die in Artikel 2 des Protokolls Nr. 4 aufgeführt sind. Nach 
Auffassung der Färöer könnte ein zollfreies Kontingent von 80 Tonnen für Ausfuhren dieser Erzeugnisse, auf welche 
sich diese Codes beziehen, aus der Europäischen Union gewährt werden, das einer dreijährigen Übergangszeit mit 
einem zollfreien Kontingent von 40 Tonnen unterliegt. 

(8) Die Protokolle Nr. 1 und Nr. 4 sollten daher entsprechend geändert werden — 

(1) ABl. L 53 vom 22.2.1997, S. 2. 
(2) Beschluss Nr. 2/98 des Gemischten Ausschusses EG/Dänemark/Färöer vom 31. August 1998 zur Änderung des Protokolls Nr. 4 des 

Abkommens (ABl. L 263 vom 26.9.1998, S. 37). 
(3) Beschluss Nr. 1/2007 des Gemischten Ausschusses EG-Dänemark/Färöer vom 8. Oktober 2007 zur Änderung des Protokolls Nr. 4 des 

Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft einerseits und der Regierung von Dänemark und der Landesregierung der 
Färöer andererseits (ABl. L 275 vom 19.10.2007, S. 32). 
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Tabelle I im Anhang des Protokolls Nr. 1 zu dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft einerseits und der 
Regierung von Dänemark und der Landesregierung der Färöer andererseits wird wie folgt geändert: 

1. Das Folgende wird zwischen KN-Code 0303 50 98 und KN-Code 0303 60 11 eingefügt: 

„0303 53 90 – – – Sprotten (Sprattus sprattus) 0“    

2. Das Folgende wird zwischen KN-Code 1604 12 99 und KN-Code 1604 19 eingefügt: 

„1604 13 – – Sardinen, Sardinellen und Sprotten    

– – – Sardinen:   

1604 13 90 – – – andere: 0“    

Artikel 2 

Das Protokoll Nr. 4 zu dem Abkommen wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 1 

Die Europäische Union gewährt für Erzeugnisse mit Ursprung auf und Herkunft aus den Färöern folgende 
Zollkontingente:                                                              

KN-Code Beschreibung Zollsatz Zollkontingent 
in Tonnen 

0204 Fleisch von Schafen oder Ziegen, frisch, gekühlt oder gefroren 0 

20 

0206 80 99 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse von Schafen oder Ziegen, 
frisch oder gekühlt 

0 

0206 90 99 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse von Schafen oder Ziegen, 
gefroren 

0 

0210 90 11 Fleisch von Schafen oder Ziegen, gesalzen, in Salzlake, getrocknet 
oder geräuchert, mit Knochen 

0 

0210 90 19 Fleisch von Schafen oder Ziegen, gesalzen, in Salzlake, getrocknet 
oder geräuchert, ohne Knochen 

0 

0210 90 60 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse von Schafen oder Ziegen, 
gesalzen, in Salzlake, getrocknet oder geräuchert 

0 

ex 1601 Würste und ähnliche Erzeugnisse, aus Fleisch, Schlachtnebener­
zeugnissen oder Blut; Lebensmittelzubereitungen auf der Grundlage 
dieser Erzeugnisse:  

— von Schafen und Ziegen 0 

ex 1602 Fleisch, Schlachtnebenerzeugnisse oder Blut, anders zubereitet oder 
haltbar gemacht:  

— von Schafen und Ziegen 0 

ex 2309 90 10 
ex 2309 90 31 
ex 2309 90 41 

Fischfutter 0 20 000“   
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2. Folgender Artikel 3 wird angefügt: 

„Artikel 3 

Die Färöer eröffnen die folgenden Zollkontingente für Erzeugnisse mit Ursprung in und Herkunft aus der Europäischen 
Union:                                                              

KN-Code Beschreibung Zollsatz Zollkontingent 
in Tonnen 

0204 Fleisch von Schafen oder Ziegen, frisch, gekühlt oder gefroren 0 

40 in den  
Jahren 2020, 

2021 und 
2022; 80 ab 

dem Jahr 2023“ 

0206 80 99 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse von Schafen oder Ziegen, 
frisch oder gekühlt 

0 

0206 90 99 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse von Schafen oder Ziegen, 
gefroren 

0 

0210 90 11 Fleisch von Schafen oder Ziegen, gesalzen, in Salzlake, getrocknet 
oder geräuchert, mit Knochen 

0 

0210 90 60 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse von Schafen oder Ziegen, 
gesalzen, in Salzlake, getrocknet oder geräuchert 

0 

ex 0210 90 90 Genießbares Mehl von Fleisch oder Schlachtnebenerzeugnissen, von 
Schafen oder Ziegen 

0   

3. Anhang I wird gestrichen. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Tórshavn am 27. Juli 2020.  

Im Namen des Gemischten Ausschusses 
Die Vorsitzende 
K. SANDERSON     
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Durchführungsbeschluss (EU) 2020/1146 der Kommission vom 31. Juli 2020 zur 
Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2019/1956 hinsichtlich harmonisierter Normen für 
bestimmte Haushaltsgeräte, Temperatursicherungen, Ausrüstung für Kabelnetze für Fernsehsignale, 
Tonsignale und interaktive Dienste, Leistungsschutzschalter, Lichtbogenlöschgeräte und 
Lichtbogenschweißen, Installationssteckverbinder für dauernde Verbindung in festen Installationen, 
Transformatoren, Netzgeräte, Drosseln und entsprechenden Kombinationen, konduktive 
Ladesysteme für Elektrofahrzeuge, Kabelbinder und Kabelführungssysteme, Steuergeräte, 

Schaltelemente, Notbeleuchtung, elektronische Module für Leuchten und Entladungslampen 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 250 vom 3. August 2020) 

Seite 124, Artikel 1 and 2: 

Anstatt: „Durchführungsbeschluss (EU) 2020/1956“, 

muss es heißen: „Durchführungsbeschluss (EU) 2019/1956“.     
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